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der Untergrenze der förderbaren Investitionskosten, um Bagatellför­
derungen hintanzuhalten. 

34.3 Laut Stellungnahme des Landes Vorarlberg seien im Rahmen der Klein­
gewerbejörderung in den Jahren 2009 und 2010 534 Anträge einge­
reicht worden. Wenn bei zwei Fälle/! eine Ausnahme aus besonderen 
Gründen gemacht worden sei, entspreche das 0,37 % der eingereich­
ten Fälle und sei zu vernachlässigen. Auch wenn bei 19 Fällen der 
ausbezahlte Förderungsbetrag unter 2.500 EUR gelegen sei, entspre­
che dies den Richtlinien. 

34.4 Der RH entgegnete dem Land Vorarlberg, dass er bei den 19 För­
derungsfallen, bei denen der ausgezahlte Förderungsbetrag unter 
2.000 EUR lag, keine Richtlinienwidrigkeit festgestellt hatte, da ein 
entsprechender Betrag in Höhe von 7,5 % der Investitionskosten ab 
25.000 EUR unbestritten möglich war. Vielmehr verwies er auf die 
geringe Wirkung von Bagatellförderungen in dieser Betragshöhe und 
verblieb - auch im Lichte der darüber hinaus festgestellten Unter­
schreitungen in den genannten, nicht richtlinienkonformen Einzel­
fallen - bei seiner Empfehlung. 

Methoden 

35,1 (I) Der KWF verwendete u.a. folgende Kennzahlen (in Form von Leis­
tungsindikatoren) zur Erfolgsmessung und Erfolgsdarstellung in den 
Jahresberichten: 

Anzahl der Förderungsanträge, 

Investitionsvolumen (Projektkosten), 

Förderungsleistungen und Förderbarwert sowie 

geschaffene Arbeitsplätze und 

gesicherte Arbeitsplätze. 

Weitere Darstellungen betrafen die Verteilung der Fördermittel nach 
Branchen, Unternehmensgrößen und Bezirken. 

Im Auftrag des KWF wurde in Kärnten mit dem wirtschaftspolitischen 
Berichts- und lnformationssystem (WIBIS) eine regionale Datenbank 
zur Abbildung der Wirtschaftssituation erstellt. Diese Datenbank bein­
haltete regionale Wirtschaftskennzahlen (z.B. Bruttowertschöpfung, 
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Exportquote, Einkommen) und bildete die Grundlage für die Erstellung 
von Förderungsstrategien und - programmen. Da die Zahlen zumeist 
auf die statistischen Erhebungen bspw. der Statistik Austria angewie­
sen waren, lagen in vielen Fällen keine aktuellen Zahlen etwa zur Situ­
ation und Entwicklung einzelner Unternehmen vor. 

Im Zuge der Abwicklung des Programms "Förderung von Kleinstunter­
nehmen" wurden die Förderungsnehmer angehalten, dem KWF mittels 
des KWF-Formblatts betriebliche Kenndaten zur Verfügung zu stellen: 
Waren- und Materialeinsatz, Personalaufwand, Abschreibungen und 
Betriebsergebnis. Darüber hinaus erhielt der KWF von den Förderungs­
nehmern die Vollmacht, bei der Gebietskrankenkasse die gemeldeten 
Dienstnehmer zu erfragen. Eine umfassende Datenbankverwaltung der 
erhobenen Daten durch den KWF bestand nicht. Konkrete Abfragen 
und Analysen auf Basis dieser Daten waren somit nicht möglich. 

Für die vom Land Kärnten im Zuge des Konjunkturbelebungspakets 
abgewickelten Maßnahmen fanden keine Wirkungskontrollen statt. 

(2) Im Land Vorarlberg fanden keine Wirkungskontrollen statt. Es 
bestand keine umfassende Datenerhebung und -sammlung zu den 
Ergebnissen der Förderungsprogramme. Beispielsweise war keine 
Übersicht über die Anzahl der gesicherten oder der neu geschaffenen 
Arbeitsplätze, die Aufschlüsselung der Verteilung der Fördennittel auf 
Betriebsgrößenklassen, auf Branchen etc. vorhanden. 

Die Richtlinie für das Programm "KleingewerbefOrderung" sah in 
Vorarlberg einen Zuschuss bei Schaffung zumindest eines zusätz­
lichen Arbeitsplatzes vor. Die Nachweise erbrachte der Förderungs­
nehmer über den Beschäftigtenstand vor und nach der investition. in 
der Richtlinie war dies nicht vorgesehen. Das Land wertete die durch 
die Kleingewerbeförderung geschaffenen Arbeitsplätze u.a. im Rechen­
schaftsbericht nicht aus. 

35.2 (I) Nach Ansicht des RH wies die Erfolgsdarstellung der KWF- För­
derungsprogramme mit den verwendeten Kennzahlen in den Jahres­
berichten überwiegend auf eine Input- Steuerung hin. Im Mittelpunkt 
stand die Verteilung der Fördermittel und nicht die erreichte Wirkung. 
Die fast ausschließliche Verwendung von Leistungsindikatoren (För­
derungsanträge, Gesamtprojektvolumina, Förderungsleistung etc.) in 
den Berichten des KWF war nur bedingt geeignet zur zielgerichteten 
und wirkungsorientierten Steuerung des Förderungsportfolios. Der RH 
empfahl dem KWF, unter zusätzlicher Verwendung von Wirkungsin­
dikatoren auf Programmebene eine verbesserte Grundlage zur Bewer-
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tung und Steuerung der Förderungsleistung und -wirkung zu schaf­
fen. 

(2) Eine ausreichende und aktuelle Datengrundlage war für die Beur­
tei lung der Wirkung von Förderungen unerlässlich. Der RH erachtete 
es daher als positiv, dass dem KWF - im Gegensatz zur Förderungs­
landschaft in Vorarlberg - eine regionale Wirtschaftsdatenbank zur 
Verfügung stand. Der RH kritisiertejedoch, dass die Informationen aus 
der WIBIS- Datenbank nicht ausreichten, um aktuelle Entwicklungen 
im Unternehmensbereich bzw. im Bereich der potenziellen Förderungs­
adressaten ablesen zu können. Der RH kritisierte auch, dass zwar vom 
KWF Daten zu den Förderungswerbern erhoben wurden, diese jedoch 
nicht für konkrete Analysen genutzt wurden. Er empfahl dem KWF, 
die erhobenen Daten in einer umfassenden Datenbankverwaltung für 
Ana lysen nutzbar zu machen. 

(3) Der RH kritisierte, dass das Land Kärnten - hinsichtlich der nicht 
vom KWF abgewickelten Förderungen - sowie das Land Vorarlberg 
die Ergebnisse und Wirkungen ihrer Konjunkturpakete nicht in Eva­
luierungen erhoben und strukturiert darstellten. Zur besseren Beurtei­
lung der Wirkung der von ihnen abgewickelten Förderungen empfahl 
er daher beiden überprüften Ländern Datensammlungen und -aus­
wertungen zumindest hinsichtlich der Betriebsgrößenklassen, Bran­
chen und Anzahl der gesicherten bzw. neu geschaffenen Arbeitsplätze. 

(4) Der RH anerkannte im Land Vorarlberg die Anreize zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen sowie beim KWF die Erhebung und Veröffentlichung 
der gesicherten und neu geschaffenen Arbeitsplätze. Er wies jedoch kri­
tisch darauf hin, dass die erhobenen Daten nicht ausreichend für eine 
Erfolgs- bzw. Wirkungsmessung im Hinblick auf eine Erhöhung des 
Gesamtarbeitsplatzangebots genutzt wurden, sondern nur auf eine all fa l­
lige AIbeitspla~veränderung in geförderten Unternehmen hindeuteten. 

35.3 (I) Laut Stellungnahme des KWF sei das Konjunkturpaket sowohl einer 
Wirkungskontrolle anhand quantitativer Leistungsindikatoren unterzo­
gen worden als auch Bestandteil einer umfassenden Evaluierung gewe­
sen, die im Jahr 2011 stattgefunden und den Zeitraum 2007 bis 2009 
analysiert habe. 

Im Hinblick auf das Konjunkturpaket habe sich dabei ergeben, dass 
der verstärkte Einsatz von Fördermitteln und die Lockerung der För­
derungskriterien in den Jahren 2009 und auch 2010 als Krisenin ­
t-ervention gesehen worden seien. Über das Konjunkturprogramm sei 
sowohl die Breite an Förderungen als auch die Anreizwirkung der Pro­
gramme erhöht worden. Durch die über den Konjunkturbonus und die 
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Kopplung von Förderungsprogrammen zum Teil erreichten hohen För­
deru.ngsintensitäten von bis zu ]0 % könne tatsächlich das Erreichen 
von Vorzieheffekten argumentiert werden. Damit - und auch weil bau­
liche Investitionen ulJmittelbar in Gewerbeaufträge umgesetzt worden 
seien - hätten sich in der Krisensituation des Jahres 2009 positive 
Effekte für die Kärntner Wirtschaft ergeben. 

Der Fokus der Evaluierung sei nicht die Analyse des Konjunkturpakets, 
sondern die Betrachtung dieses in einem breiteren Kontext - zeitlich 
und instrumentell - gewesen. Die Ergebnisse der Evaluieru.ng seien in 
weiterer Folge auch im Aufsichtsgremium des KWF diskutiert worden 
und in strategische Leitlinien des KWF eingeflossen. 

Weiters hielt der KWF fest, dass die Daten im WIBIS insofern aktu­
ell seien, als sie die Echtdaten zum frühest möglichen Zeitpunkt wie­
dergeben würden. Der Time-lag komme der Qualität der Daten zugute. 

Eine tiefergehende, systematische Verarbeitung der Daten der Kunden 
wäre erstrebenswert, sei aber mit den derzeitigen Ressourcen im KWF 
nicht machbar. Kosten-Nutzen-Überlegungen hätten bisher gegen eine 
Implementierung gesprochen. 

(2) Laut Mitteilung des Landes Vorarlberg treffe die Aussage des RH, 
dass keine umfassende Datenerhebung bzw. -sammlung vorhanden sei, 
nicht zu. Für jeden Förderungsfall wü rden umfassende Daten erho­
ben, darunter auch die Branche und die Zahl der Arbeitsplätze vor 
und nach der Investition. Die Zahl der geschaffenen Arbeitsplätze sei 
jederzeit abrujbar. Dies sei dem RH bei der Prüfung an Ort und Stelle 
auch mitgeteilt worden. Ebenso seien Branchen, Größenklassen und 
anderefür Auswertungen notwendige Daten erfasst undjederzeit elek­
tronisch auswertbar. 

In der Richtlinie sei festgehalten, dass bei der Schaffung von zusätz­
lichen Arbeitsplätzen ein erhöhter Förderungssatz zur Anwendung 
komme. Dass diese Arbeitsplätze bei Inanspruchnahme des erhöhten 
Förderungssatzes nachzuweisen seien, würde sich zwingend von selbst 
ergeben und müsse daher in der Richtlinie nicht explizit festgehal­
ten werden. Da es dem Förderungswerber zudem freistehe, wie er den 
Nachweis erb ringe, könne dies nicht in der Richtlinie geregelt werden. 

35.4 Der RH erwiderte dem Land Vorarlberg, dass im Förderungsakt bspw. 
Informationen über die durch die Kleingewerbeförderung geschaffenen 
Arbeitsplätze zwar vorlagen, das Land diese aber nicht in die Auswer­
tung übernahm und auch im Rechenschaftsbericht nicht auswertete. 
Dasselbe galt für Branchen und Größenklassen. In Hinblick auf eine 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)4 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



BMWFJ BMVIT I 

R -
H 
Konjunkturpakete in den Bundesländern 
Kärnten und Vorarlberg 

Förderung für Kleinunternehmen 
durch Konjunkturpakete 

Bund 2013/7 

Erfolgs- bzw. Wirkungsmessung wären solche Informationen aller­
dings zu ergänzen. 

Evaluierung 

36.1 (I) Der KWF ließ im Zeitraum 2000 bis 2008 insgesamt 22 Evaluie­
rungen durch elf verschiedene Beratungsunternehmen durchführen . 
Die Evaluierungen betrafen sowohl die Aufgabenerfüllung durch den 
KWF selbst (drei Evaluierungen) als auch ausgewählte Förderungspro­
gramme (sieben Evaluierungen). Eine standardisierte Evaluierung der 
vom KWF und dem Amt der Kärntner Landesregierung abgewickel­
ten Förderungsprogramme lag nicht vor. 

(2) Im Land Vorarlberg erfolgten EvaJuierungen nicht systematisch. Im 
Juni 2011 wurde bspw. das Programm .Aktion zur Stärkung der Wirt­
schaftsstruktur" evaluiert. Die Evaluierung stellte u.a. fest, dass bisher 
die Wirkung der Förderung noch nicht erhoben worden war. Die Emp­
fehlungen aus der Evaluierung zielten vor allem auf eine optimierte 
Abwicklung der Förderung und eine Verbesserung der Rückmeldung 
der Unternehmen ab. 29 

Das Land Vorarlberg führte bisher zwei Kundenzufriedenheitsbefra­
gungen für die Programme .. KJeingewerbeförderung" und .. Qualitäts­
verbesserung Beherbergung und Gastronomie" durch. Beim Programm 
.. KJeingewerbeförderung" wurden im Wesentlichen die Notwendigkeit 
des Programms und die Zufriedenheit mit der Abwicklung bestätigt. 
Beim Programm .Qualitätsverbesserung Beherbergung und Gastrono­
mie" wurde in rd. 54 Ofo der Fälle festgehalten, dass die Förderungs­
nehmer die Investition auch ohne Förderung in derselben Qualität 
durchgeführt hätten. 30 % der Befragten meinten, die Förderung hatte 
keinen Einfluss auf die Investitionsentscheidung. 

36.2 Der RH hielt fest, dass die Aufgabenerfüllung des KWF regelmäßig 
(22 Evaluierungen in neun Jahren) evaluiert wurde, von der Gesamt­
heit der abgewickelten Förderungsprogrammejedoch nur ausgewählte. 
ln Vorarlberg wertete der RH die Evaluierung des Programms .. Aktion 
zur Stärkung der Wirtschaftsstruktur" sowie die bei den Kundenbefra­
gungen als erste Ansätze für eine umfassende Evaluierung. 

29 Neben detaillierten Auswertungen bezüglich Investitionsvolumen und Arbeitsplätzen und 
einer umfassenden Kundenzufriedcnheilsbcfragung empfahl die Studie, entsprechende 
Ziele im Voraus zu bestimmen sowie datenbanktechnische Unterstützung. 
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Der RH hielt kritisch fest, dass in beiden überprüften Ländern eine 
standardisierte Evaluierungstätigkeit zur Wirkungsmessung fehlte. Der 
RH empfahl daher beiden überprüften Ländern, eine Wirkungsmes­
sung standardisiert in die Förderungsprogramme zu integrieren und 
als Steuerungsgrundlage zu verwenden. 

36.3 Das Land Vorarlberg wies darauf hin, dass in den letzten Jahren meh­
rere Evaluierungen (Kundenzujriedenheitsbejragungen) zu verschie­
denen Förderungsmaßnahmen durchgeführt wordell seien . Auch weml 
nach Meinung von ]0 % der bejragten Unternehmen aus Gastrono­
mie und Hotellerie die Förderung keinen Einfluss auf die ItlVestitiolls­
entscheidung gehabt hätte, könne daraus keinesfalls abgeleitet wer­
den , dass die Förderung nicht notwendig gewesen sei. Eine Förderung 
in Höhe von 10 % werde kaum investitionsentscheidend sein. Dafür 
sei der Förderungssatz zu gering. Sie sei aber zweijelsjrei eine Hilfe­
stellung in der Finanzierung, verringere die Finanzierungskosten und 
beeinflusse das Betriebsergebnis positiv. Die Wirkung der Förderung 
liege daher nicht zwingend im Impuls, eine Investition durchzuführen , 
sondern auch in der Unterstützung des Unternehmens und damit in 
der Schaffung eines wirtschajtsjreundlichen Klimas mit entsprechend 
positiven Auswirkungen auch auf andere Unternehmen (z.B. Bau- und 
Baunebengewerbe) und die Beschäftigung insgesamt. 

36.4 Der RH entgegnete dem Land Vorarlberg, dass Kundenzufriedenheits­
befragungen nur einen Teilbereich von Evaluierungen abdecken. Er 
verwies darauf, dass er diese als erste Ansätze für Eva luierungen aner­
kannte, und bekräftigte seine Empfehlung, eine Wirkungsmessung 
standardisiert in Förderungsprogramme zu integrieren. Der RH sah den 
Sinn einer Wirtschaftsförderung sehr wohl darin, Impulse für Inves­
titionen zu setzen, zumal die allgemeinen Zielsetzungen des Konjunk­
tur- und Entlastungspakets des Landes Vorarlberg 2009 das Setzen 
eines raschen Wachstumsimpulses vorsahen. 

37.1 (I) Die Konjunkturprogramme der Länder wiesen Ähnlichkeiten mit 
Maßnahmen des Bundes im Konjunkturbelebungspaket auf, insbeson­
dere was die Ziele (Konjunkturbelebung) und die Zielgruppe (KJein­
und KJeinstunternehmen) betraf. Sehr unterschiedlich waren jedoch die 
gewählten Schwerpunkte (z.B. Arbeitsplätze, Weiterbildung, Beratung) 
und die eingesetzten Instrumente: Während der ERP-Fonds im Rah­
men des KJeinkreditprogramms ausschließl ich Kredite vergab, setzten 
die Länder Kärnten und Vorarlberg auch Haftungen und Zuschüsse ein. 
Begründungen für die Auswahlentscheidung zugunsten eines Instru­
ments waren nicht erkennbar. 
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(2) Im Rahmen einer Sitzung der ERP-Kreditkommission im Novem­
ber 2010 präsentierte die Geschäftsführung des ERP-Fonds eine Über­
sicht über möglicherweise mit dem ERP-Kleinkreditprogramm konkur­
rierende Landesförderungen. Demnach boten alle Bundesländer außer 
Salzburg und Wien im Rahmen von Konjunkturpaketen vergleichbare 
Förderungsinstrumente in Form von Krediten, Zuschüssen oder Haf­
tungen für K1ein- und K1einstunternehmen sowie für Investitionen 
von dynamischen Unternehmen an. 

(3) Die AWS veranstaltete zwischen Oktober 2008 und Dezember 2010 
in unregelmäßigen Abständen insgesamt sieben sogenannte Bundes­
länderrunden, die u.a. auch der Abstimmung des ERP-Kleinkreditpro­
gramms mit den Konjunkturpaketen der Länder dienen sollten. Ziel 
dieser Runden war es laut Protokoll vom 16. Dezember 2008, die Wir­
kungen der jeweiligen Förderungsansätze von Bund und Bundeslän­
dern zu optimieren und durch einen Austausch über die Wirkungs­
weisen und Ergebnisse der einzelnen Maßnahmen die Förderungen 
des Bundes und der Länder besser abzustimmen und zu koordinieren . 
Dies wurde insbesondere wegen der Ähnlichkeit der von Bund und 
Ländern angebotenen Förderungsprogramme als zweckmäßig erachtet. 

Soweit aus den Tagesordnungen und Protokollen bzw. Präsentationen 
ersichtlich, erfolgte in den Sitzungen primär ein Informationsaus­
tausch . Die Präsentationen betrafen seitens der AWS Informationen 
über gesetzliche Neuregelungen, neue Programme, Zinsentwicklungen, 
Evaluierungen; seitens der Bundesländer wurde unstrukturiert über lau­
fende Konjunktur- und Förderungsprogramme berichtet. Eine Koor­
dinierung und Abstimmung von Strategien oder Wirkungszielen, eine 
Vereinbarung von WirkungSindikatoren, gemeinsame Evaluierungen 
oder auch ein Lernen voneinander etwa zu Kosten- Nutzen-Überle­
gungen von Förderungsabwicklungen fanden nicht statt. Lediglich 
Details bezüglich der FörderungsabwickJung wurden abgestimmt, dabei 
wurde teilweise kooperiert. 

(4) Eine Übersicht über die konjunkturpolitischen Maßnahmen der Län­
der stand weder im BMWFJ noch in den vom RH überprüften Bundes­
ländern Kärnten und Vorarlberg zur Verfügung. Es bestand kein Gesamt­
überblick über die Wirtschaftsförderung in Österreich. Dies wurde u.a. 
auch in der von der Expertengruppe • Verwaltungsreform" erarbeiteten 
Analyse zum Thema .EffIzientes Förderwesen" festgehalten. 

37.2 (I) Der RH würdigte die In itiative der AWS zu den Bundesländerrun­
den: Aufgrund der Vielzahl und des Nebeneinanders von Bundes- und 
Länderförderungsmaßnahmen waren eine Koordinierung und Abstim­
mung zwischen Bund und Ländern und zwischen den Ländern unter-
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einander notwendig. Er kritisierte jedoch, dass die konkrete Umset­
zung - mit wenig Abstimmung und Koordination - nicht ausreichend 
zielgerichtet war. 

Der RH empfahl der AWS bzw. dem ERP-Fonds und den überprüften 
Ländern eine Optimierung der Bundesländerrunden, um Förderungen 
wirksamer zu gestalten und durch Benchmarks EffIzienzgewinne bei 
der Abwicklung zu lukrieren. Insbesondere wäre ein Austausch über 
Wirkungsziele und Wirkungsindikatoren sowie über Methoden zu deren 
Entwicklung sinnvoll, um sowohl beim Bund als auch in den Ländern 
die Koordinierung und Steuerungsqualität zu erhöhen. 

(2) Der RH kritisierte, dass weder ein Gesamtüberblick über die Wirt­
schafts förderung in Österreich noch eine Übersicht über konjunktur­
politische Maßnahmen der Länder vorlagen. Er wies auf die Notwen­
digkeit hin, den Einsatz von Fördermitteln bspw. im Rahmen einer 
Förderungsdatenbank auch gebietskörperschaftenübergreifend transpa­

rent zu machen. Nur so wird ein effektives und laufendes Förderungs­
controll ing möglich. Der RH empfahl daher dem BMWFJ, der AWS 
bzw. dem ERP-Fonds sowie den Bundesländern Kärnten und Vorarl­
berg, zu einer österreich weiten Förderungsdatenbank aktiv beizutragen. 

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass weder auf Seite des Bundes noch auf 
Seite der Länder eine Begründung für die Auswahl eines bestimmten 
Förderungsinstruments erkennbar war. Folgende Kriterien waren aus 
Sicht des RH bei der Auswahl des Förderungsinstruments maßgeblich: 

das angestrebte Wirkungsziel, dessen Erreichung anhand von Wir­
kungsindikatoren (z.B. gesamtwirtschaftlicher Nutzen eines Inves­
titionsprojekts) zu messen wäre; 

die konkreten Bedürfnisse der Förderungsnehmer (bspw. für Liqui­
ditätsverbesserung Zuschüsse und geförderte Kredite, für Risikoab­
deckungen Haftungen, Garantien und Bürgschaften); 

der budgetäre Spielraum der Förderungsinstitution (bspw. stellen 
Zuschüsse Ausgaben dar, denen keine Einnahmen gegenüberste­
hen, während bei Krediten Rückzahlungen und bei Haftungen Ein­
nahmen durch ein Haftungsentgelt fließen); 

der _Charakter" des Förderungsgegenstandes (bspw. bestehen bei 
Förderungen im Bereich Forschung EI Entwicklung ein höheres 
Risiko und eine geringere Rückflusserwartung als bei Investitions­
projekten). 
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Der RH empfahl der AWS und dem ERP- Fonds sowie den Ländern 
Kärnten und Vorarlberg, die Auswahl von Förderungsinstrumenten 
nach Beurteilung auch der genannten Kriterien mit dem Ziel größt­
möglicher Wirksamkeit zu treffen. 

37.3 (I) Laut Stellungnahme des BMWFJ sei die Umsetzung des Transpa­
renzdatenbankgesetzes mit Gültigkeit fii.r Bund, Länder und Gemein­
den ein erklärtes Ziel der Bundesregierung. Es wäre zu unterstreichen, 
dass eine umfassende Teilnahme der Länder aber auch der Gemeinden 
an der Datenbank unbedingt notwendig sei. Das BMWFJ unterstütze 
die Empfehlung des RH und arbeite aktiv an der Umsetzung mit. 

(2) Laut Mitteilung der AWS bzw. des ERP- Fonds sei eine Erhöhung 
der Transparenz in Österreich vergebener Förderungen durch den Auf­
bau einer österreich weiten Förderungsdatenbank durchaus zu begrü­
ßen. Im Bereich der Unternehmensjörderungen habe die AWS bzw. 
der ERP-Fonds - nicht zuletzt angesichts langjähriger Erfahrungen 
mit dem Monitoring von EFRE-Förderungen - Know-how aufgebaut, 
das diesbezüglich verstärkt genutzt werden könne. Allerdings sei die 
gewünschte Transparenz erst bei umfassender Teilnahme von Ländern 
und Gemeinden möglich. 

Weiters stehe seitens des ERP-Fonds ausschließlich das Instrument 
"Kredit" zur Verfii.gung, das gegenüber Zuschüssen auch andere Wir­
kungsziele (Liquidität in Abschwungphasen, Finanzierungsstruktur der 
Unternehmen) verfolgen könne und sich mit anderen Instrumenten zu 
einem sinnvollen Portfolio kombinieren lasse. Für die in Frage bzw. 
zum Einsatz kommenden Instrumente ließe sich zumindest eine qua­
litaf'ive Beurteilung vornehmen. Im KMU-Roadmap-Prozess habe die 
AWS gemeinsam mit dem BMWFJ und unter Beurteilung des BMF 
Ende 201 I einen Versuch unternommen, fii.r Wirtschajlsjörderungen 
ein System von Kriterien zu entwickeln bzw. näher zu spezifizieren. 

Die AWS unterstütze auch die Bestrebungen, die Abstimmung mit den 
Bundesländern laufend zu verbessern. Die Bundesländerrunden würden 
als Forum fii.r Informations- und Erfahrungsaustausch jedoch keinen 
geeigneten Rahmen darstellen, verbindliche Vereinbarungen zujinden, 
die Wirkungsziele und -indikatoren betreffen. 

(3) Das Land Vorarlberg teilte mit, es sei als äußerst positiv zu beur­
teilen, wenn die Konjunkturprogramme von Bund und Ländern Ähn­
lichkeiten, insbesondere bei den Zielen, aufwiesen, diese aber unter­
schiedliche Schwerpunkte gesetzt hätten. Dadurch sei die konkrete 
Situation in den Bundesländern berücksichtigt worden, wie Z.B. durch 
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die Verbesserung der Rahmenbedingungenfür die Sanierung von älteren 
Wohnhäusern in Vora rlberg. 

Alle Wirtschajtsjörderungen des Landes Vorarlberg seieIl übersicht­
lich auf der Homepage des Landes dargestellt. Dies gelte auch für die 
Wirtschajtsjörderungen des Bundes. Durch die in Vorarlberg gewählte 
Organisation der Förderungsabwicklung würden Doppelförderungen 
praktisch ausgeschlossen. Die Vorteile einer öste"eichweiten Förde­
rungsdatenbank im Bereich der Wirtschajtsjörderungen seien, zumin­
destfür Vorarlberg, nicht erkennbar. 

Aus Sicht des Landes Vorarlberg sei ein effektives und laufendes För­
derungscontrolling nicht nur durch eine öste"eichweite Förderungs­
datenbank, sondern auch durch eine entsprechende organisatorische 
Gestaltung der Förderungsabwicklung möglich. 

Es stelle sich für das Land Vorarlberg ganz allgemein die Frage der 
Effizienz der Wirkungsmessung bzw. der Definition von quantitativen 
Wirkungszielen bei einzelnen Förderungsmaßnahmen eines Landes. 
Vielmehr wäre es zweckmäßiger, qualitative Wirkungsziele (Trends) 
festzulegen . 

37.4 Zur Sinnhaftigkeit einer Förderungsdatenbank entgegnete der RH dem 
Land Vorarlberg, dass ein auf ein Bundesland beschränktes effek­
tives und laufendes Förderungscontrolling zwar positive Wirkungen 
zu erzeugen vermag, es jedoch eine österreichweite Förderungsdaten­
bank nicht grundlegend ersetzen kann. Diese soll den Einsatz von För­
dermitteln auch gebietskörperschaftsübergreifend transparent machen. 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)10 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H BMWFJ BMVIT I 

Förderung für Kleinunternehmen 
durch Konjunkturpakete 

SchlussbemerkungenjSchlussempfehlungen 
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38 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

BMWFJ, AWS, ERP-Fonds, Länder Kärnten und Vorarlberg 

(1) Ein effektives und laufendes FörderungscontrolJing ist nur durch 
eine gebietskörperschaftenübergreifende Transparenz des Einsatzes 
von Fördermitteln möglich. Zu einer österreichweiten Förderungs­
datenbank sollte aktiv beigetragen werden. (TZ 37) 

(2) Bei zukünftigen Wirtschaftsf<irderungsprogrammen wären ver­
stärkt eine eindeutige Strategie sowie konkrete, quantitativ mess­
bare WirkungszieJe und Wirkungsindikatoren zu erarbeiten. Unter 
Einbeziehung von Genderexperten wäre dabei auch ein Genderziel 
festzulegen. (TZ 5, 7, 13, 20, 28) 

BMWFJ, AWS und ERP-Fonds 

(3) Die regelmäßige Durchführung von Evaluierungen zu einzelnen 
Programmen sollte weiterhin Grundlage für die Programmgestaltung 
bleiben. In diese Evaluierungen sollte die Betrachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Wirkungen integriert werden. Insgesamt wäre die 
Gestaltung von Evaluierungen von Förderungsprogrammen gemein­
sam von BMWFJ, AWS und ERP- Fonds zu präzisieren. (TZ 7, 21) 

AWS und ERP-Fonds 

(4) Konjunkturbelebungspakete wären zu befristen; nach einer Eva­
luierung hinsichtlich ihrer Wirkungen wäre über eine befristete Fort­
führung des Programms zu entscheiden. (TZ 11) 

(5) Bei einem ungünstigen Verhältnis von Förderbarwert zum Admi­
nistrativaufwand bzw. im Fall der ERP-K1einkredite zur Fixabgel­
tung an die ERP-Treuhandbanken - z.B. Förderbarwert 1. 700 EUR, 
Fixabgeltung 500 EUR bis 1.000 EUR - wären Förderungen aus 
Gründen der Effizienz nicht durchzuführen. (TZ 15) 
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(6) Vor dem Hintergrund der festgestellten geringen Nachfrage nach 
ERP-Krediten unter 20.000 EUR, der Gefahr von Mitnahmeeffek­
ten und des Aufwands in der Kreditabwicklung wäre bei der Fest­
legung der Kredituntergrenze die Kostendeckung zu berücksichti­
gen. (TZ 16) 

(7) Zur Verbesserung der Messung und Beurteilung der Gesamtver­
fahrensdauer der Kreditabwicklung wären die ERP-Treuhandbanken 
anzuhalten, das Eingangsdatum eines ERP-Kreditantrags bzw. eines 
Antrags auf AWS-Haftung zu dokumentieren. (TZ 17) 

(8) In der Förderungsdokumentation der AWS und des ERP-Fonds 
wäre neben dem Eingangs- und Bewilligungsdatum des Förderungs­
antrags auch das Einlangen der Bankgarantie zu erfassen, um zu 
nachvollziehbaren Aussagen bezüglich der Bearbeitungsdauer zu 
kommen. (TZ 17) 

(9) Förderungen wären nur an diejenigen Unternehmen zu verge­
ben, die u.a. über die wirtschaftliche Leistungsf:ihigkeit zur Pro­
jektdurchfiihrung verfügen. (TZ 18) 

(10) Bei der Genehmigung von ERP-K1einkrediten und bei der Aner­
kennung von Rechnungs- und Verwendungsnachweisen wären die 
bezughabenden Förderungsrichtlinien einzuhalten. (TZ 19) 

(11) Zur zielgerichteten Steuerung von Förderungsprogrammen sollte 
von der derzeitigen Input-Steuerung auf eine wirkungsorientie.rte 
Steuerung umgestiegen werden. (TZ 20) 

(12) Bei einer Gesamtbewertung der Wirksamkeit des ERP-K1ein­
kreditprogramms wären die hohen Mitnahmeeffekte (insbesondere 
im Jahr 2010) und die kurz- und langfristig geringe Wirksamkeit 
für Unternehmen zu berücksichtigen. (TZ 22) 

(13) Das neue System der Kunden-Erstberatung im neu geschaf­
fenen Kundencen ter wäre durch Kundenbefragungen zu evaluie­
ren. (TZ 14) 

8und 2013/7 
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(14) In Wahrnehmung der Aufsichtsfunktion des BMWFJ sollte die 
inhaltliche Steuerung des ERP-Fonds und seiner Förderungspro­
gramme verstärkt wahrgenommen werden. (TZ 4) 

(15) Eine Ex-post-Evaluierung zum KOyUunkturbelebungspaket 2009 
bis 2010 wäre zu beauftragen, um die Wirkungen der Konjunktur­
maßnahmen feststellen zu können und damit über fundierte Grund­
lagen für weitere konjunkturpolitische Maßnahmen zu verfügen. In 
diesem Rahmen sollte auch das ERP-K1einkreditprogramm evalu­
iert werden. (TZ 7) 

AWS, ERP-Fonds, Länder Kärnten und Vorarlberg 

(16) Die Auswahl von Förderungsinstrumenten wäre nach Beur­
teilung auch der Kriterien: angestrebtes Wirkungsziel, konkrete 
Bedürfnisse der Förderungsnehmer, budgetärer Spielraum der För­
derungsinstitution und "Charakter" des Förderungsgegenstandes mit 
dem Ziel größtmöglicher Wirksamkeit zu treffen. (TZ 37) 

(17) Die Bundesländerrunden sollten mit dem Ziel, Förderungen wirk­
samer zu gestalten und durch Benchmarks Effizienzgewinne bei der 
Abwicklung zu lukrieren, optimiert werden. Insbesondere wäre in 
den Bundesländerrunden ein Austausch über Wirkungsziele und Wir­
kungsindikatoren sowie über Methoden zu deren Entwicklung anzu­
streben, um sowohl beim Bund als auch in den Ländern die Koordi­
nierung und Stcuerungsqualität zu erhöhen. (TZ 37) 

AWS, ERP-Fonds und Land Vorarlberg 

(18) Vor dem Start von Förderungsprogrammen wären Bedarfser­
hebungen durchzuführen. (TZ 6, 29) 
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Länder Kärnten und Vorarlberg 

(19) Die Wirtschaftsforderung wäre mittels übergreifender Ziele 
über alle Abteilungen bzw. Organisationen, die mit Wirtschaftsfor­
derung befasst sind, gesamthaft zu steuern. (TZ 26) 

(20) Die Pörderungsleistungen durch das Land wären lückenlos zu 
erfassen und darzustellen, um die Transparenz über die öffentliche 
Mittelverwendung zu erhöhen. (TZ 30) 

(21) Die Gesamtdurchlaufzeiten von Förderungsanträgen wären ab 
Antragseingang zu erfassen und regelmäßig auszuwerten. (TZ 32) 

(22) Zur besseren Beurteilung der Wirkung der von den Ländern 
abgewickelten Förderungen an Unternehmen sollten Datensamm­
lungen und - auswertungen zumindest hinsichtlich der Betriebsgrö­
ßenkJassen, der Branchen und der Anzahl der gesicherten bzw. neu 
geschaffenen Arbeitsplätze durchgeführt werden. (TZ 35) 

(23) In die Förderungsprograrnme sollte standardisiert eine Wir­
kungsmessung integriert und diese als Steuerungsgrundlage ve.r­
wendet werden. (TZ 36) 

Land Kärn ten 

(24) In Personalunion ausgeübte Förderungsgeber- und Förderungs­
nehmer-Funktionen sind unvereinbar. Die Funktionen wären zu 
entflechten. (TZ 33) 

KWP 

(25) Die vorhandenen Ansätze einer Analyse der wirtschaftlichen 
Lage Kärntens wären inhaltlich zu vertiefen, um dadurch einen För­
derungsbedarf konkreter ableiten zu können. (TZ 29) 

(26) Unter zusätzlicher Verwendung von Wirkungsindikatoren auf 
Programmebene wäre eine verbesserte Grundlage zur Bewertung und 
Steuerung der Förderungsleistung und -wirkung zu schaffen. (TZ 35) 

(27) Die im Zuge der Pörderungsabwicklung von den Förderungs­
nehmern erhobenen Daten wären in einer umfassenden Datenbank­
verwaltung für Analysen nutzbar zu machen. (TZ 35) 

Bund 2013/7 
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(28) Künftig wären Förderungsmaßnahmen in der Art des Konjunk­
tur- und Entlastungspakets als inhaltlich abgegrenzte und zeitlich 
begrenzte Pakete gen au zu definieren und verbindlich zu beschlie­
ßen. (TZ 27) 

(29) Die in den Förderungsrichtlinien festgelegten Ober- und Unter­
grenzen für Förderungen wären stärker zu beachten. (TZ 34) 

(30) In Anbetracht der geringen Förderungshöhen wäre die Unter­
grenze der fOrderbaren Investitionskosten anzuheben, um Bagatell­
forderungen hintanzuhalten. (TZ 34) 
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Bund 2013/7 

BMVIT I 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie 

Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Der im Eigentum der Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteili­
gungsgesellschaft mbH und der Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee stehenden Lakeside Science Ei Technology-Park GmbH 
fehlten strategische Zielvorgaben. Die beiden Geschäftsfiihrer 
waren hauptberufliche Vorstände des Kärntner WirtschaftsfOrde­
rungsfonds und nebenberuflich für die Lakeside Science Ei Tech­
nology-Park GmbH tätig. Des Weiteren waren sie Mitglieder des 
Vorstands einer Privatstiftung, die der Lakeside Science Ei Techno­
logy-Park GmbH einen Zuschuss von I Mio. EUR gewährte. 

Die Landeshauptstadt KIagenfurt am Wörthersee meldete die von 
ihr 2005 in die Lakeside Science Ei Technology-Park GmbH ein­
gebrachten Grundstücke als Natura 2000-Schutzgebiet. Dadurch 
erlitt die Lakeside Science Ei Technology-Park GmbH einen wirt­
schaftlichen Schaden, weil eine Bebauung dieser betriebsnotwen­
digen Grundstücke nicht mehr möglich war. Dies erforderte in der 
Bilanz 2010 eine außerordentliche Abschreibung der Grundstücke 
in Höhe von rd. 5,44 Mio. EUR. Bezüglich der dafiir 2012 von der 
Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee als Ersatz zur Verfii­
gung gestellten Baurechtsgrundstücke waren weder deren städte­
bauliche Entwicklung noch die Finanzierung des weiteren Ausbaus 
des Technologieparks geklärt. 

Da der Lakeside-Park rascher als ursprünglich geplant errichtet 
wurde, konnte die Lakeside Science Ei Technology-Park GmbH 
bereits 2009 ein positives Betriebsergebnis erzielen. Parallel zur 
ErhÖhung der vermietbaren Flächen um rd. 5.500 m2 stieg die Aus­
lastung zwischen 2007 und 2011 von rd. 76 % auf über 89 0/0. 
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PrüfungszieJ 

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Strategie und der wirt­
schaftlichen lage der lakeside Stience Ei Technology-Park GmbH 
sowie der Auslastung des lakeside- Parks und der Struktur der 
Mieter. Der Prüfungsgegenstand wurde aufgrund einer Stichprobe 
nach dem Zufallsprinzip ausgewählt. Dieses Verfahren bezieht auch 
Rechtsträger ein, die nach dem ansonsten risikoorientierten Aus­
wahlverfahren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht 
überprüft würden. Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine 
präventive und beratende Wirkung zu verstärken. (TZ 1) 

Errichtung der lakeside Stience Ei Technology-Park GmbH 

Die lakeside Science Ei Technology-Park GmbH wurde im Jahr 2002 
gegründet. Alleingesellschafterin war die Kärntner Betriebsan­
siedlungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH (BABEG). Zweck der 
Gesellschaft war die Errichtung und der Betrieb des lakeside-Parks, 
eines Technologieparks in der Nähe der Alpen-Adria-Universität 
Klagenfurt. Zur Finanzierung dieses Vorhabens stellten der Bund 
und das land Kärnten der BABEG rd. 36,34 Mio. EUR zur Verfü­
gung, die diese finanziellen Mittel in den Jahren 2003 bis 2005 an 
die lakeside Science Ei Technology-Park GmbH weiterleitete. 1m 
Jahr 2003 beteiligte sich im Zuge einer Kapitalerhöhung die lan­
deshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee durch Einbringung von 
Grundstücken mit 33,33 0/0 an der lakeside Science Ei Technology­
Park GmbH. (TZ 2) 

Der lakeside-Park wurde in drei Baustufen in den Jahren 2003 
bis 2010 realisiert und umfasste zehn Gebäude, einen Parkplatz 
für rd. 600 Fahrzeuge und eine Freifläche mit Kinderspielplatz. Die 
gesamte zu vermietende Fläche betrug ab 2010 rd. 24.500 m2• Durch 
den stufenweisen Ausbau - Errichtung einer neuen Baustufe erst 
nach entsprechender Auslastung der zuvor gebauten Baustufe -
konnte das finanzielle Risiko gering gehalten werden. (TZ 3) 
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MV 
Lakeside Science & Technology- Park GmbH 

Grundstückstransaktionen 

Zur Realisierung des Lakeside-Parks brachten 2003 die BABEG 
21,60 Mio. EUR und die Landeshauptstadt Klagenfurt arn Wörther­
see Grundstücke im Ausmaß von 109.967 m2 um rd. 10,80 Mio. EUR 
in die Lakeside Science a Technology- Park GmbH ein. Die Grund­
stücke waren als öffentlicher Park, Grünland, Wald und landwirt­
schaftliche Flächen gewidmet, die sich zum Teil im Landschafts­
schutzgebiet befanden. (TZ 4) 

Im Jahr 2005 brachten die BABEG weitere 14,74 Mio. EUR und die 
Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee Grundstücke im Aus­
maß von 75.296 m2 um rd. 7,39 Mio. EUR in die Lakeside Science a 
Technology-Park GmbH ein. Noch im gleichen Jahr meldete die Lan­
deshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee diese Grundstücke dem 
Land Kärnten zur Aufnahme in das Natura 2000-Schutzgebiet. Auf­
grund der daher erforderlichen außerordentlichen Abschreibung der 
Grundstücke in Höhe von rd. 5,44 Mio. EUR (Wertverlust durch 
Umwidmung) erlitt die Lakeside Science a Technology-Park GmbH 
einen wirtschaftlichen Schaden, weil eine Bebauung der betroffenen 
Grundstücke nicht mehr möglich war. (TZ 5) 

Die kurzfristige Prioritätenänderung der Landeshauptstadt Klagen­
furt am Wörthersee hinsichtlich der Nutzung der Grundstücke war 
nicht nachvollziehbar. (TZ 5) 

Baurechtseinräumung 2012 

Nach mehrjährigen Verhandlungen und der zwischenzeitigen Dro­
hung, die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee aufgrund 
der Umwidmuhg auf Schadenersatz zu verklagen, räumte die Lan­
deshauptstadt Klagenfurt arn Wörthersee der Lakeside Science a 
Technology-Park GmbH eine bis zum 31. Oktober 2013 befristete 
Option zum Abschluss eines Baurechtsvemags auf Grundstücke im 
Ausmaß von 45.700 m2 ein. Im Juli 2012 war weder ein Archi­
tektenwettbewerb ausgelobt noch lag ein Finanzierungskonzept für 
die Realisierung einer ersten Baustufe vor, obwohl dies Vorausset­
zung für die Ausübung der Option war. (TZ 7) 

421 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original) 25 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Kurzfassung 

422 

R -
H 

Strategische Vorgaben und Entwicklung 

Weder die BABEG noch die Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee legten über allgemein gehaltene Vorgaben hinausge­
hende, weitere strategische Zielvorgaben für die Lakeside Science a 
Technology-Park GmbH fest. Die bisher entwickelten Visionen und 
Konzepte waren zu allgemein gehalten und nicht zwischen den 
Eigentümern abgestimmt. (TZ 8) 

Ein Entwicklungskonzept der Lakeside Science a Technology­
Park GmbH, das die durch die Baurechtsoption geänderten Rahmen­
bedingungen für den weiteren Ausbau des Lakeside-Parks berück­
sichtigte, lag nicht vor. Vorgaben des Eigentümers Landeshauptstadt 
Klagenfurt am Wörthersee über die städtebauliche Entwicklung der 
Baurechtsgrundstücke fehlten. (TZ 9) 

Geschäftsführung 

Die zwei Geschäftsführer der Lakeside Science a Technology­
Park GmbH waren hauptberuflich Vorstände des Kärntner Wirt­
schaftsflirderungsfonds (KWF). Die gleichzeitige Ausübung der 
Funktion als Geschäftsführer der Lakeside Science a Technology­
Park GmbH und als Vorstandsmitglieder des KWF war unverein­
bar, weil sie in dieser Funktion über Förderungen zu entscheiden 
hatten, die der Lakeside Science a Technology-Park GmbH zu Gute 
kamen und dies zu Interessenskonflikten führen kann. Des Wei­
teren waren sie Mitglieder des Vorstands einer Privatstiftung, die 
der Lakeside Science a Technology-Park GmbH einen Zuschuss von 
1 Mio. EUR gewährte. (TZ 10) 

Mietverträge 

Der für die me.isten Mieter geltende Standardmietvertrag sah eine 
je nach angentieteter Fläche gestaffelte Miete vor. Davon abwei­
chende Mietverträge bestanden mit einem internationalen IT -Unter­
nehmen und den Betreibern der Kindergärten. Die Gastronomiebe­
triebe verfügten über Pachtverträge. Den Mietern standen gegen 
Entgelt drei Seminarräume zur halb- oder ganztägigen Nutzung 
zur Verfiigung. (TZ 11) 
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MV 
Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Gründerzentrum 

Ein im Lakeside-Park eingemietetes Gründerzentrum stellte neu 
gegründeten Unternehmen befristet auf 18 Monate kostenlos Büro­
räumliehkeiten zur Verfügung. Es beherbergte auch ein Department 
eines großen österreichischen Forschungsunternehmens, obwohl es 
sich um keine Neugründung handelte. (TZ 12) 

Zusammensetzung der eingemieteten Unternehmen 

Der Schwerpunkt der angesiedelten Unternehmen lag im Bereich 
Informations- und Kommunikationstechnologie, Telematik und Ver­
kehrstelematik. Mehr als zwei Drittel der im Lakeside-Park ange­
siedelten Unternehmen hatten bereits zuvor einen Firmensitz im 
Raum Klagenfurt. (TZ 13) 

2012 waren im Lakeside-Park 30 Unternehmen bzw. Institutionen 
eingerichtet. An die vier größten Mieter ware.n rd. 43 Ofo der zur 
Verfügung stehenden Flächen vermietet. (TZ 14) 

Auslastung 

Neben der Erhöhung der vermietbaren Fläche um rd. 5.500 m2 

(28,6 Ofo) stieg die Auslastung im Zeitraum 2007 bis 20\ 1 von 76,3 0/0 

auf 89,2 Ofo. Bis zum Jahr 2011 gelang es, sämtliche Parkplätze zu 
vermieten. Die Auslastung der drei Seminarräume, die von bereits 
im Lakeside-Park ansässigen Unternehmen genutzt werden konn­
ten, war nicht zufriedenstellend. Vorstellungen, die Seminarräume 
intensiver zu nutzen oder einer anderen Verwendung zuzuführen, 
fehlten. (TZ 15) 

Marketing und Öffentlichkeitsarbeit 

Die Lakeside Science a Technology-Park GmbH wendete 2007 
bis 2011 für Marketing und Öffentlichkeitsarbeit rd. 1,78 Mio. EUR 
auf. Ziel der Marketingmaßnahmen und der Öffentliehkeitsarbeit 
war, den Lakeside-Park als international anerkannten Standort für 
im IT- Bereich tätige Unternehmen zu positionieren. Eine Analyse 
des Erfolgs bzw. der Nachhaltigkeit der Maßnahmen unterblieb. Die 
Marketingmaßnahmen waren trotz der hohen Kosten im Regelfall 
nicht auf einzelne Zielgruppen fokussiert und es war nicht immer 
ersichtlich, wer damit erreicht werden soUte. Ein Marketingkonzept, 
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das eine eindeutige Definition der Zielgruppen, der Maßnahmen und 
der Marke Lakeside-Park enthielt, war nicht vorhanden. (TZ 16) 

Der Vertrag mit einern Konsulenten, der in Deutschland und der 
Schweiz Kontakte zu Unternehmen der IT -Branche anbahnen sollte, 
wurde 2009 mangels Erfolgs nicht verlängert. Der Aufwand belief 
sich von 2005 bis 2009 auf rd. 255.000 EUR. (TZ 17) 

Budgetierung 

Die Lakeside Science Et Technology-Park GmbH erstellte jährlich 
eine Planungsrechnung, die neben einer Hochrechnung des aktu­
ellen Jahres die Plan werte für die nächsten fünf Jahre enthielt. Eine 
Ausnahme bildete die verkürzte Planungsrechnung 2012 bis 2014, 
deren Planungshorizont nur drei Jahre umfasste, aber neben einer 
Hochrechnung 20ll auch die Istwerte 2010 beinhaltete. (TZ 18) 

Bilanzstruktur und Betriebsergebnis 

Die Bilanzsumme lag in den Jahren 2007 bis 2011 zwischen 
rd. 55 Mio. EUR und rd. 60 Mio. EUR. Im überprüften Zeitraum 
stand dem Eigenkapital von rd. 50 Mio. EUR ein Anlagevermö­
gen von rd. 50 Mio. EUR gegenüber, das sich nahezu ausschließ­
lich aus den Grundstücken und den darauf errichteten Gebäuden 
des Lakeside-Parks zusammensetzte. Die Verbindlichkeiten betrugen 
rd. 6 Mio. EUR bis 8 Mio. EUR und stammten größtenteils aus einem 
bis 2014 tilgungs freien ERP-Kredit in Höhe von rd. 5,47 Mio. EUR 
und einem für vier Jahre unverzinslichen Zuschuss einer Privatstif­
tung in Höhe von I Mio. EUR. (TZ 19) 

Die Personenidentität in der Geschäftsführung der Lakeside Sci­
ence Et Technology-Park GmbH und im Vorstand der Privatstiftung 
ermöglichte eine Finanzierung zu nicht marktüblichen Konditionen. 
Eine Prüfung der Mittelherkunft war für den RH nicht möglich, weil 
der RH für die Privatstiftung nicht prüfungszuständig war. (TZ 19) 

Die Lakeside Science Et Technology-Park GmbH erzielte wegen des 
raschen Vollausbaus des Lakeside- Parks und der guten Auslastung 
ab 2009 ein positives Betriebsergebnis. (TZ 20) 
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Kenndaten der Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Gegenstand Pr~ektierung , Entwicklung, Errichtung und Betrieb eines Wissenschafts-
un Technologieparks 

Gründung 2002 

Sitz Klagenfurt am Wörthersee 

66,67 'Y. BABEG Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteiligungs-
Eigentümer gesellschaft mbH (als Bund- und Land- Gesellschaft), 

33,33 % Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 

2007 200B 2009 2010 2011 Verinderung 
Gebarung 

in Mio. EUR' in 'Y. 

Umsatz 1,827 2,250 2,541 2,780 3,371 + 84,5 

EGT - 0,284 0,296 0,380 0,241 0,527 + 285,6 

Jahresfehlbetrag/ - 0,250 0,288 0,085 0,239 0,491 + 296,4 - ilberschuss 

BiLanzgewinn/-verLust - 3,173 - 2,885 - 2,800 - 2,561 - 2,069 + 34,8 

Eigenkapital 51,334 51,622 51,707 46,503 46,995 - 8,5 

Kenndaten 

Vermietbare Gesamtfläche 19.092 18.982 18.982 24.529 24.549 + 28,6 in m2 

Belegte Fläche in % 76,25 86,60 85,92 87,59 89,22 + 12,973 

Anzahl 

Unternehmen im 24 25 28 30 29 + 20,8 Lakeside- Park 

Unternehmen im 
Grilnderzentrum 

2 17 17 15 17 

Angestellte 4 6 7 7 7 + 75,0 

Rundungsdifferenzen möglich 
2 2007 keine Auswertung der im Gründerzentrum untergebrach ten Unternehmen 
3 in Prozentpun kten 

QueUe: lakeside Science & Technology- Park GmbH 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bund 2013/7 

1 Der RH überprüfte im Juli 20 \ 2 die Gebaru ng der Lakeside Science Et 
Technology- Park GmbH. Einbezogen wurden auch Entscheidungen 
der Eigentüm er im Zusammenhang mit dem Erwerb der Grundstücke. 

ZieL der Überprü fu ng war die Beurteilung der Strategie und der wirt­
schaftlichen Lage der Lakeside Science Et Technology- Park GmbH sowie 
der Auslastung des Lakeside-Parks und der Struktur der Mieter. Prü­
fu ngszeitraum war 2007 bis Mitte 20 \ 2. Relevante Ereign isse aus den 
Jahren davo r bezog der RH ebenfalls in die Überprüfung ein. 
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Lakeside Sdence & 
Technology-
Park GmbH 

Bau des Lakeside­
Parks 
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Der Prüfungsgegenstand wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem 
Zufallsprinzip ausgewählt. Dieses Verfahren bezieht auch Rechtsträ­
ger ein, die nach dem ansonsten risikoorientierten Auswahlverfahren 
(z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht überprüft wür­
den. Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine präventive und 
beratende Wirkung zu verstärken. 

Zu dem im Jänner 2013 übermittelten Prüfungsergebnis nahm die 
Lakeside Science Et Technology-Park GmbH im März 2013 Stellung. 
Die Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH 
(BABEG) schloss sich im März 2013 der Stellungnahme der Lakeside 
Science Et Technology-Park GmbH vollinhaltlich und ohne Ergän­
zung an. Die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee übermit­
telte ihre Stellungnahme im Mai 20\3. Der RH erstattete seine Gegen­
äußerungen im Juli 2013. 

2 Die Lakeside Science Et Technology-Park GmbH wurde im Jahr 2002 
gegründet. Alleingesellschafterin war die BABEG, die im Eigentum 
der Republik Österreich (50 Ofo), des Landes Kärnten (47 ,5 0/0) und des 
Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds (KWF) (2,5 Ofo) stand. Zweck der 
Gesellschaft war die Errichtung und der Betrieb eines Technologie­
parks in der Nähe der Alpen- Adria- Universität Klagenfurt und des 
Wörthersees. Zur Finanzierung dieses Vorhabens stellten der Bund und 
das Land Kärnten der BABEG rd. 36,34 Mio. EUR zur Verfügung, die 
diese finanziellen Mittel in den Jahren 2003 bis 2005 an die Lakeside 
Science Et Technology-Park GmbH weiterle.itete. 

Im Jahr 2003 beteiligte sich im Zuge einer Kapitalerhöhung die Lan­
deshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee an der Lakeside Science Et 
Technology-Park GmbH mit 33,33 Ofo. Die Landeshauptstadt Kla­
gen furt am Wörthersee brachte dazu 2003 bzw. 2005 mittels zweier 
Sacheinlageverträge die für die Errichtung des Lakeside-Parks benö­
tigten Grundstücke im Ausmaß von rd. 185.000 m2 und im Wert von 
rd. 18,17 Mio. EUR in die Gesellschaft ein. 

3.1 Der Lakeside-Park wurde ursprünglich in vier Baustufen geplant, die 
bis 2015 errichtet werden sollten. Tatsächlich wurde der Park aufgrund 
der guten Auslastung in drei Baustufen in den Jahren 2003 bis 2010 
realisiert. Dabei erfolgte der Baubeginn der jeweils nächsten Baustufe 
erst, wenn die zuvor errichtete Baustufe zu rd. 80 Ofo bis 90 Ofo vermie­
tet war. 
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Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Die erste Baustufe mit sechs Gebäuden und rd. 14.000 m2 wurde 
im Jahr 2005 abgeschlossen; 

2006 wurde die zweite Baustufe mit zwei Gebäuden und rd. 7.000 m2 

vollendet. 

Im Jahr 2010 wurde die dritte Baustufe mit zwei weiteren Gebäu­
den und rd. 5.000 m2 fertiggestellt. 

Der Lakeside- Park umfasste schließlich zehn Gebäude mit einer 
bebauten Fläche von rd. 26.000 m2, einen Parkplatz für rd. 600 Fahr­
zeuge und eine Freifläche mit Kinderspielplatz. Die gesamte zu ver­
mietende Fläche betrug ab 2010 rd. 24.500 m2• Für die Jahre bis 2020 
bestanden Pläne, den Technologiepark weiter auszubauen und dadurch 
die vermietbare Fläche zu verdoppeln. 

3.2 Der RH vertrat die Ansicht, dass sich der stufenweise Ausbau des Lake­
side- Parks in der Vergangenheit bewährt hatte. Da mit der Errichtung 
einer weiteren Baustufe erst nach entsprechender Auslastung der zuvor 
gebauten Baustufe begonnen wurde, gelang es, das finanzielle Risi ko 
gering zu halten. Der RH empfahl der Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH, dieses Prinzip im Falle eines weiteren Ausbaus beizube­
halten. 

Einbringung betriebsnotwendiger Grundstücke 

Grundstückstrans­
aktionen 2003 

Bund 2013/7 

4 Im Jahr 2003 schlossen die Lakeside Science EI Technology- Park GmbH, 
die BABEG und die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee einen 
Rahmenvertrag ab. Darin sagte die Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee zu, sich an der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH 
durch Einbringung von Grundstücken im Ausmaß von maximal 
185.000 m2 zu einem Verkaufspreis von 98,21 EUR/m 2 zu beteili­
gen. Dazu sollten je nach Zuführung der fmanziellen Mittel durch die 
BABEG die entsprechenden Grundstücke an die Lakeside Science EI 
Technology-Park GmbH verkauft und anschließend in diese einge­
bracht werden. Insgesamt brachte die BABEG 2003 rd. 21,60 Mio. EUR 
und 2005 rd. 14,74 Mio. EUR in die Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH ein. Dies ergab in Summe 36,34 Mio. EUR als Anteil der 
BABEG. Die Grundstücke waren als öffentlicher Park, Grünland, Wald 
und landwirtschaftliche Flächen gewidmet, die sich zum Teil im Land­
schaftsschutzgebiet befanden. Gemäß Rahmenvertrag haftete die La n­
deshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee weder für deren Zustand, 
Ertrag und Verwendbarkeit noch für deren Bebaubarkeit. Der Lake-
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side Seien ce Et Technology-Park GmbH waren Lage, Beschaffenheit 
und Widmung der Liegenschaften bekannt. 

Zur Realisierung des Lakeside-Parks verkaufte die Landeshaupt­
stadt KlagenFurt am Wörthersee 2003 der Lakeside Science Et Tech­
nology-Park GmbH Grundstücke im Ausmaß von 109.967 m2 um 
rd. 10,80 Mio. EUR.' Gleichzeitig erfolgte der Abschluss eines Syndi­
katsvertrags zwischen der BABEG und der Landeshauptstadt KlagenFurt 
am Wörthersee und eines Sacheinlagevertrags zur Umwandlung der 
Kaufpreisforderung in eine Beteiligung der Landeshauptstadt Klagen­
Furt am Wörthersee an der Lakeside Science Et Technology-Park GmbH. 

5.1 Die BABEG stellte der Lakeside Science Et Technology- Park GmbH 2005 
zur Errichtung der damals geplanten zweiten und dritten Baustufe des 
Lakeside-Parks rd. 14,74 Mio. EUR zur Verfügung. Im seI ben Jahr ver­
kaufte die Landeshauptstadt KlagenFurt am Wörthersee Grundstücke 
im Ausmaß von 75.296 m2 um rd. 7,39 Mio. EUR an die Lakeside Sci­
ence Et Technology-Park GmbH. Die Kaufpreisforderung wurde mit­
tels eines am selben Tag abgeschlossenen Sacheinlagevertrags von 
der Landeshauptstadt KlagenFurt am Wörthersee in die Lakeside Sci­
ence Et Technology-Park GmbH eingebracht und dort der Kapitalrück­
lage zugeführt. 

Ein Teil der eingebrachten Grundstücke war zwar als Grünland gewid­
met und unterlag den Bestimmungen als Landschaftsschutzgebiet, was 
aber eine Bebauung und Nutzung dieser Flächen nicht ausschloss. 
Auch hatte die Lakeside Science Et Technology-Park GmbH laut Kauf­
vertrag die Verpflichtung, weitere Büroflächen zu errichten und die 
Grundstücke dauerhaft gewerblich für den Lakeside-Park zu nutzen. 
Der Bürgermeister und der Vizebürgermeister der Landeshauptstadt 
KlagenFurt am Wörthersee waren Aufsichtsratsmitglieder der Lake­
side Science Et Technology- Park GmbH. 

Dessen ungeachtet meldete die Landeshauptstadt KlagenFurt am 
Wörthersee noch im gleichen Jahr die 2005 eingebrachten Grund­
stücke dem Land Kärnten zur Aufnahme als Europäisches Schutz­
gebiet im Rahmen des EU-Programms Natura 2000.2 Im Jahr 20 10 
erließ die Kärntner Landesregierung eine entsprechende Verordnung, 
die diese Grundstücke als Natura 2000- Gebiet auswies. Das bedeutete 

I Auf den 200J erworbenen Grundstücken wurden im Wesentlichen bis zum Jahr 2010 
die ersten drei Baustufen des Lakeside-Parks errichtet. 

2 Ziel von NatUTa 2000 ist die Schaffung eines EU- weiten Netzwerks von Schutzgebie­
ten, um die Natur- und Kulturlandschaften Europas mit ihrer charakteristischen Tier­
und Pflanzenwelt langfristig zu erhalten. 
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Grundstücke 

Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Baurechtsei n­

räumung 2012 

Bund 2013/7 

eine erhebliche Einschränkung der weiteren Nutzung durch die Lake­
side Science ft Technology- Park GmbH, weil nun eine Bebauung der 
betreffenden Grundstücke nicht mehr möglich war. In der Bilanz 2010 
führte die Lakeside Science ft Technology- Park GmbH auf Betreiben 
des Wirtschaftsprüfers eine außerordentliche Abschreibung der Grund­
stücke in Höhe von rd . 5,44 Mio. EUR durch. 

5.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Lakeside Science ft Tech­
nology- Park GmbH durch die Einbringung der Grundstücke in das 
Natura 2000-Schutzgebiet einen wirtschaftlichen Schaden erlitt. Die 
kurzfristige Prioritätenänderung der Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee hinsichtlich der Nutzung der Grundstücke war nicht nach­
vollziehbar. Sie profitierte erheblich u.a. durch die Betriebsansied­
lungen im Lakeside-Park verbunden mit der Schaffung von Arbeits­
plätzen und der Erzielung von Kommunalsteuereinnahmen. 

5.3 Laut Stellungnahme der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörther­
see seien die 2005 eingebrachten Grundstücke bereits zuvor als Land­
schajtsschutzgebiet verordnet und für eine Bebauung nicht vorgese­
hen gewesen. Auch sei die nunmehr angestrebte weitere Entwicklung 
- einerseits Richtung Osten und andererseits die Au.ffi1l1ung der beste­
henden Flächenreserven Richtung Süden - immer schon Planungs­
ziel gewesen. Eine Baulandwidmung der 2005 eingebrachteIl und als 
Grünland gewiameten Grundstücke innerhalb des Landschajtsschutz­
gebietes wäre unmöglich bZI/J. nur sehr eingeschränkt möglich gewe­
sen. 

5.4 Der RH ging grundsätzlich davon aus, dass eine Übertragung von 
Grundstücken an die Lakeside Science ft Technology-Park GmbH nur 
unter der Voraussetzung erfolgte, um durch eine Bebauung den Unter­
nehmenszweck zu erfüllen. Laut Aufsichtsratsprotokoll der Lakeside 
Science ft Technology- Park GmbH vom 18. Mai 2009 wäre sehr wohl 
eine zukünftige Verbauung dieser Grundstücke im Zuge des weiteren 
Ausbaus des Lakeside- Parks geplant gewesen. 

6.1 Die Anmeldung betriebsnotwendiger Grundstücke als Natura 2000-
Gebiet durch die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee erfolgte 
ohne Information des Eigentümers Lakeside Science ft Technology­
Park GmbH. Dies führte nach Bekanntwerden des entsprechenden Ver­
ordnungsentwurfs 2009 zu heftigen Kontroversen und Diskussionen 
im Aufsichtsrat über das Verhalten der Landeshauptstadt Klagenfurt 
am Wörthersee bzw. der von ihr entsandten Aufsichtsratsmitglieder. 
Das zur Feststellung eines eventuell vorhandenen Abwertungsbedarfs 
von der Lakeside Science ft Technology-Park GmbH beaurtragte Gut-
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achten stellte einen erheblichen Abwertungsbedarf in Millionenhöhe 
fest (siehe TZ 5). Die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 
versuchte, durch ein von ihr beauftragtes Gutachten den Vorwurf der 
Schädigung der Gesellschaft zu entkräften. Nach Auffassung dieses 
Gutachtens lag kein Grund für eine Abwertung vor. 

6.2 Der RH stellte fest, dass es zwei abweichende Gutachten über den Wert 
der Grundstücke gab. Die Abwertung der Grundstücke war für ihn auf­
grund des durch die Umwidmung eingetretenen Wertverlusts nach­
vollziehbar. 

6.3 Laut Mitteilung der Landeshauptstadt Klagenjurt am Wörthersee sei 
basierend auf dem in ihrem Auftrag angefertigten Gutachten ein Abwer­
tungsbedarf nicht erkannt wordell. 

6.4 Der RH entgegnete, dass er der Argumentation des von der Landes­
hauptstadt Klagenfurt am Wörthersee beauftragten Gutachtens nicht 
folgen konnte. Durch die Umwidmung in ein Natura 2000-Schutzge­
biet war aufgrund des Entfalls der Bebauungsmöglichkeiten zweifel­
los ein Wertverlust der betroffenen Grundstücke eingetreten und auf­
grund der Bewertungsbestimmungen des Unternehmensgesetzbuches 
deren Abwertung erforderlich. 

7.1 Nach mehrjährigen Verhandlungen und der zwischenzeitigen Dro­
hung von Seiten der Lakeside Science EI Technology- Park GmbH, die 
Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee aufgrund der Umwid­
mung auf Schadenersatz zu verklagen, konnte im Mai 201 2 eine Eini­
gung erzielt werden. Als Ersatz fü r die in der Nutzung eingeschränk­
ten Natura 2000-Gebiete räumte die Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH unent­
geltlich eine Option zum Abschluss ei nes Baurechtsvertrags auf öst­
lich an den Lakeside- Park anschließende Grundstücke im Ausmaß von 
45.700 m2 ein. 

Die Option war bis zum 31 . Oktober 2013 befristet. Bis zu diesem Ter­
min muss die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH einen Archi­
tektenwettbewerb, in dem ein städtebauliches Leitkonzept3 entwickelt 
wird, durchführen und ein Siegerprojekt ermitteln sowie ein Finanzie­
rungskonzept für die Realisierung einer ersten Baustufe im Umfang von 
zumindest 10 Mio. EUR vorlegen. Zum Zeitpunkt der örtlichen Geba­
rungsüberpTÜfung durch den RH im Juli 201 2 war weder ein Archi­
tektenwettbewerb ausgelobt noch lag ein Finanzierungskonzept vor. 

1 Das städtebauliche Leitkonzept sollte Raum- und Nutzungskonzept, Lage der Baukör­
per, Festlegung der Verkehrslösung sowie Grtinraumgestaltung enthalten. 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)34 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



BMV T I 

R -
H 
Einbringung betriebsnotwendiger 
Grundstücke 

Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

Bund 2013/7 

Der nach Ausübung der Option abzusch ließende Baurechtsvertrag sollte 
bis zum 31. Dezember 2061 befristet sein. Die Landeshauptstadt Kla­
genfurt am Wörthersee räumte der Lakeside Science ft Technology­
Park GmbH allerdings für die Zeit danach ein Vorkaufsrecht für die 
Grundstücke ein. Der Wert des Baurechts wurde durch ein Gutach­
ten mit 7,84 Mio. EUR festgelegt, war aber davon abhängig, dass die 
Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee die als Grünland- Park 
gewidmeten Grundstücke in Bauland umwidmete. Zwar bestand für 
die Lakeside Science ft Technology- Park GmbH kein Rechtsanspruch 
auf Umwidmung, allerd ings war der Baurechtsvertrag mit Änderung 
des Flächenwidmungsplans aufschiebend bedingt. 

7.2 Im Zusammenhang mit der Einigung zwischen dem Gesellschafter Lan­
deshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee und der Lakeside Science ft 
Technology-Park GmbH wies der RH kritisch darauf hin, dass der ein­
getretene Schaden zum Zeitpunkt seiner Überprüfung im Juli 2012 
noch nicht behoben war, weil dazu erst die Ausübung des Options­
rechts durch die Lakeside Science ft Technology- Park GmbH bzw. die 
Umwidmung der Baurechtsgrundstücke in Bauland durch die Landes­
hauptstadt Klagenfurt am Wörthersee erfolgen müssten. Der RH stellte 
fest, dass die Lakeside Science ft Technology-Park GmbH bisher weder 
ein schriftliches Finanzierungskonzept für den Ausbau des Lakeside­
Parks verfasst noch einen Architektenwettbewerb ausgelobt hatte. Er 
empfahl der Lakeside Science ft Technology-Park GmbH, dies ehest­
möglich nachzuholen, um die Ausübung der Option nicht zu gefahr­
den. Der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee empfahl er, die 
notwendigen Grundstückswidmungen möglichst zeitnah vorzunehmen. 

7.3 Laut Stellungnahme der Landeshauptstadt Klagenjurt am Wörlhersee 
erfolge die Änderung des F/ächenwidmungsplans auf Basis des Ergeb­
nisses des auszuschreibenden städtebaulichen Wettbewerbs. Dieser sei 
inzwischen angelaufen, das Ergebnis werdeJür Juni 2 0 I] envartet. Im 
Anschluss daran würdetl die Nutzungs- und Bebauungsbestimmungen 
festgelegt. 

Die Lakeside Science ft Technology-Park GmbH teilte mit, dass der 
von den Gremien genehmigte Voranschlag 201] bereits Eckdaten der 
weiteren Entwicklung des Parks mit einer In vestitionssumme von 
18 Mio. EUR Jür den ersten Bauabschnitt enthalten habe. Die Durch­

fiihrung des Architektenwettbewerbs und die Ausarbeitung eines detail­
lierten Finanzierungskonzepts seien im Zeitplan und würden wie vor­
gesehen abgeschlossen werden. 
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8.1 Bereits in den 1990er Jahren gab es Bestrebungen, das Areal süd­
lich der A1pen-Adria-Universität Klagenfurt einer geeigneten Nutzung 
zuzuführen. Mit der Gründung der Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH 2002 erfolgte schließlich die Umsetzung der in den Jah­
ren zuvor entwickelten Visionen und Konzepte. Laut dem bereits 2001 
vom KWF erstellten Unternehmenskonzept bestand das Ziel darin, den 
Lakeside-Park als einen internationalen Campus für Software-Pro­
duktion und - Entwicklung zu etablieren. Dabei wurde vor allem die 
unmittelbare Nachbarschaft zur Alpen-Adria- Universität Klagenfurt 
als besonderer Vorteil des Standortes hervorgehoben. Weiters sollte 
durch die Schaffung von rd. 1.000 hochqualifizierten Arbeitsplätzen 
der Abwanderung von gut ausgebildeten jungen Arbeitskräften aus 
Kärnten entgegengetreten werden.4 

Bei der Ansiedlung von Unternehmen sollte der Schwerpunkt auf tech­
nologieorientierten und forschungsintensiven Unternehmen aus den 
Bereichen lnformations- und Kommunikationstechnologie, Telematik 
und Verkehrstelematik sowie dazu ergänzenden oder weiterführenden 
Technologien liegen. 

Weder die BABEG noch die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörther­
see legten über diese allgemeinen Vorgaben hinausgehende, weitere 
strategische Zielvorgaben für die Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH fest. Zudem waren die strategischen Zielvorstellungen 
der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee unklar, wie die 2005 
nahezu zeitgleich erfolgte Einbringung von Grundstücken in die Lake­
side Science EI Technology- Park GmbH und deren Anmeldung als 
Natura 2000-Schutzgebiet (siehe TZ 5) zeigte. 

8.2 Der RH hielt kritisch fest, dass konkrete strategische Zielvorgaben für 
die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH durch die Eigentümer 
fehlten. Die bisher entwickelten Visionen und Konzepte waren zu all­
gemein gehalten und nicht zwischen den Eigentümern abgestimmt. 
Der RH empfahl den Eigentümern BABEG und Landeshauptstadt Kla­
genfurt am Wörthersee, gemeinsam einen Strategieprozess einzulei­
ten und der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH eine Strate­
gie mit konkreten, ausreichend quantifizierten Zielen vorzugeben. 

4 Ende 20tl waren rd. 900 Personen in Unternehmen des Lakeside- Parks beschäftigt. 
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Lakeside Science & Technology-Park GmbH 

8.3 Laut Stellungnahme der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörther­
see sei dieser Empfehlung des RH insofern bereits entsprochen wor­
den, als die Dienststelle Beteiligungsmanagement der Landeshaupt­
stadt Klagenfurt die Erarbeitung von klaren strategischen Zielen durch 
die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee bzw. die Abstimmung 
mit anderen Eigentümern den politischen Entscheidungsträgern bereits 
empfohlen habe. 

Die Lakeside Seience & Technology-Park GmbH teilte mit, dass im Unter­
nehmenskonzept, das VOll den Eigentümern beauftragt und beschlossen 
worden sei, durchaus konkrete Zielvorgaben enthalten wären, die auch 
zur Gänze erreicht hätten werden können. Dabei sei es um die Erric/I­
lung bzw. Vermietung von 26.000 m2 Bürogeschoßj1äche sowie um 
1.000 Mitarbeiter am Standort bis zum Jahr 2015 gegangen. 

8.4 Der RH begrüßte die von der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörther­
see zugesagte Erarbeitung von klaren strategischen Zielen und regte 
an, diese auch tatsächlich umzusetzen. 

Der RH erwiderte der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH, 
dass neben den erwähnten allgemeinen Zielvorgaben für den Ausbau 
des Lakeside-Parks und die Ansiedlung von Unternehmen keine wei­
teren strategischen Zielsetzungen mit konkreten, ausreichend quan­
tifIzierten Zielen durch die Eigentümer vorlagen. Dies wurde auch in 
der Stellungnahme der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 
sinngemäß bestätigt. 

9.1 Die Einbringung von Grundstücken in das Schutzgebiet Natura 2000 
und die Option auf den Baurechtsvertrag hatten erhebliche Auswir­
kungen auf die Weiterentwicklung der Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH. Der weitere Ausbau des Lakeside-Parks müsste auf gänz­
lich anderen Grundstücken als ursprünglich geplant erfolgen. Diese 
standen nicht im Eigentum der Gesellschaft, weshalb eine Abstimmung 
mit den Vorstellungen der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörther­
see notwendig war. Allerdings fehlten Vorgaben der Landeshauptstadt 
Klagenfurt am Wörthersee über die städtebauliche Entwicklung der 
Baurechtsgrundstücke. 

Auch mussten die finanziellen Mittel in Zukunft von der Lakeside Sci­
ence EI Technology- Park GmbH überwiegend selbst aufgebracht wer­
den, weil von der BABEG nicht mit größeren Bareinzahlungen gerech­
net werden konnte und auch die Landeshauptstadt Klagenfurt am 
Wörthersee nicht bereit war, solche zu leisten. Ein Entwicklungskon­
zept der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH, das die durch 
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die Baurechtsoption geänderten Rahmenbedingungen für den weite­
ren Ausbau des Lakeside-Parks berücksichtigte, lag nicht vor. Dies, 
obwohl die Ausnützung der Option mit 31. Oktober 2013 befristet war. 

9.2 Der RH vertrat die Ansicht, dass die Grundstückstransaktionen des Jah­
res 2012 und die bis 31. Oktober 2013 befristete Option eine Neuaus­
richtung der Lakeside Seien ce EI Technology-Park GmbH erforderten. 
Er empfahl der Lakeside Seience EI Technology-Park GmbH, ein umfas­
sendes Entwicklungskonzept zu verfassen sowie die Mittelaufbrin­
gung für den weiteren Ausbau des Lakeside-Parks festzulegen. Darüber 
hinaus sollte die Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee ihre Vor­
stellungen zur städtebaulichen Weiterentwicklung der Baurechtsgrund­
stücke bekanntgeben, damit diese in dem neu zu erstellenden Strategie­
konzept der Lakeside Seience EI Technology-Park GmbH berücksichtigt 
werden können. 

9.3 Laut Stellungnahme der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee 
würden im Anschluss an den städtebaulichen Wettbewerb im Rahmen 
eines integrierten Flächenwidmungs- und BebauungsveTjahrens die 
Nutzungs- und Bebauungsbestimmungen festgelegt. 

Laut Mitteilung der Lakeside Seience & Technology-Park GmbH seien 
die Erarbeitung der Grundlagen für den Architektenwettbewerb, die 
Adaptierung der strategischen Ausrichtung sowie die dazugehörigen 
Detailplanungen in Arbeit und würden den Eigentümern und Aufsichts­
gremien zeitgerecht vorgelegt werden. 

10.1 Die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH hatte zwei Geschäfts­
führer. Diese waren hauptberuflich Vorstände des KWF und nur neben­
beruflich für die Lakeside Seien ce EI Technology-Park GmbH tätig. 
Des Weiteren hatten beide noch Geschäftsführer- bzw. Aufsichtsrats­
mandate in anderen Unternehmen inne. Ein Geschäftsführer der Lake­
side Science EI Technology-Park GmbH war u.a. Geschäftsführer der 
BAßEG, ein anderer Geschäftsführer der Kärntner SanierungsgmbH. 
Beide waren auch Mitglieder des Vorstands einer Privatstiftung, die 
der Lakeside Seien ce EI Technology- Park GmbH einen Zuschuss von 
1 Mio. EUR gewährte (siehe TZ 19). 

Die Geschäftsführer als Vorstandsmitglieder des KWF hatten über För­
derungen zu entscheiden, die der Lakeside Seience EI Technology­
Park GmbH zu Gute kamen. 
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Das Personal der Lakeside Science EI Technology- Park GmbH 
bestand 2012 aus sieben Personen, die sämtliche Bereiche vom Park­
management über das Rechnungswesen bis hin zur Haustechnik 
abdeckten. Der Personalstand stieg im Zeitraum 2007 bis 2011 von 
vier auf sieben Mitarbeiter an, entsprechend dem durch den Aus­
bau des Lakeside-Parks erhöhten Arbeitsvolumen bzw. neu hinzuge­
kommener administrativer Leistungen der Lakeside Science EI Tech­
nology- Park GmbH. Davor wurden diese Leistungen, etwa betreffend 
das Rechnungswesen, vom KWF zugekauft. Die Lakeside Science EI 
Technology- Park GmbH leistete jährlich eine pauschale Vergütung in 
Höhe von 42.000 EUR u.a. für die Lohnverrechnung und die Perso­
naladministration an den KWF. Diese beinhaltete auch das Entgelt für 
die beiden Geschäftsführer. 

10.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die gleichzeitige Ausübung der 
Funktionen als Geschäftsführer der Lakeside Science EI Technology­
Park GmbH und als Vorstandsmitglieder des KWF unvereinbar war und 
zu Interessensko nflikten führen kann. Er empfahl der Lakeside Sci­
ence EI Technology- Park GmbH, im Sinne einer eindeutigen Abgren­
zung der Verantwortung einen eigenen Geschäftsführer anzustellen . 

10.3 Laut Stellungnahme der Lakeside Seience ft Technology-Park GmbH 
seien die beiden Geschäftsführer mit Ende 20/2 aus dem KWF Kärnt­
ner Wirtschaftsforderungsfonds ausgeschieden. 

Mieterstruktur und Auslastung 

Mietverträge 

Bund 2013/7 

11.1 (t) Die Lakeside Science EI Technology- Park GmbH schloss mit dem 
Großteil der im Lakeside-Park eingemieteten Unternehmen unbefris­
tete Mietverträge ab. Diese beruhten auf einem Standard mietvertrag 
und verlangten im Regelfall von den Mietern einen dreijährigen Kün­
digungsverzicht. Die Mieten warenje nach angemieteter Fläche gestaf­
felt (bis 200 m2, von 200 m2 bis 500 m2 bzw. darüber). 

(2) Mit einem internationalen Unternehmen der IT - Branche, das im 
Lakeside- Park eine Fläche von rd. 2.360 m2 anmietete, wurde ein davon 
abweichender Mietvertrag abgeschlossen. Dieser umfasste neben der 
Miete für die Büroräumlichkeiten eine zusätzliche Miete für von der 
Lakeside Scien'ce EI Technology-Park GmbH vorgenommene Adap­
tierungen und zur Verfügung gestelltes Inventar. In der Gesamtmiete 
waren diese Ausgaben unter Zugrundelegung einer Amortisations­
dauer von 15 Jahren entsprechend berücksichtigt. 
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(3) Vom Standardmietvertrag abweichende Mietverträge hatten auch 
die Betreiber der Kindergärten im Lakeside-Park. Da sie zur Hebung 
der Attraktivität des Lakeside-Parks für die anderen Mieter dienten, 
waren sie entweder zur Gänze von der Entrichtung einer Miete befreit 
oder hatten nur eine geringere Miete zu zahlen. Mit den Gastronomie­
betrieben bestanden Pachtverträge. 

(4) Den Mietern standen gegen Entgelt drei Seminarräume in der Größe 
von 23 m2 bis 105 m2 zur halb- oder ganztägigen Nutzung zur Verfü­
gung (siehe TZ 15). Zusätzlich bestand die Möglichkeit der Vereinba­
rung einer Seminarpauschale, ebenso halb- oder ganztägig, die neben 
der Raummiete auch die Verpflegung beinhaltete. Sogenannte tem­
poräre Büroräume, die mit entsprechender Infrastruktur ausgestat­
tet waren, konnten befristet auf sechs Monate (einmalig verlänger­
bar) gemietet werden. 

(5) Die am Gelände des Lakeside-Parks liegenden Parkplätze 
(siehe TZ 15) waren durch eine Schrankenanlage gesichert und konn­
ten von den eingemieteten Unternehmen (monatliche Miete), deren 
Kunden sowie Besuchern (Staffeltarif) genutzt werden. 

11.2 Der RH wies darauf hin, dass aufgrund der unterschiedlichen Struktur 
der Mieter unterschiedliche Mietsätze zur Anwendung kamen. Diese 
Abweichungen in den Mietverträgen waren für den RH nachvollzieh­

bar. 

11.3 Laut Stellungnahme der Lakeside Science ft Tecllnology-Park GmbH 
betreffe beim Mietvertrag mit einem internationalen IT-Unternehmen 
die Abweichung nicht die Bestimmungen des Mietvertrages als solches, 
sondern die Abwicklung und Finanzierung des Innenausbaus. 

12.1 (I) Im Lakeside-Park war auch die überwiegend im öffentlichen Eigen­
tum stehende build I - Gründerzentrum Kärnten GmbH eingemie­
tet. Deren Kernaufgabe bestand in der Förderung von innovativen 
Geschäftsideen und Unternehmensgründungen aus dem akademischen 
Bereich. Im Gründerzentrum waren zum Zeitpunkt der Gebarungsüber­
prüfung 17 Betriebe untergebracht. Diesen neu gegründeten Unterneh­
men stellte das Gründerzentrum in Untermiete befristet auf 18 Monate 
kostenlos Büroräumlichkeiten zur Verfügung. Die Lakeside Science EI 
Technology-Park GmbH führte in der Interessentenmappe des Lake­
side- Parks diese Unternehmen als Mitgliedsunternehmen des Grün­
derzentrums an. 
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(2) Ein Department eines großen österreich ischen Forschungsunter­
nehmens war im Gründerzentrum angesiedelt, obwohl es sich dabei 
offensichtlich um keine Neugründung handelte. Die Lakeside Science EI 
Technology-Park GmbH hatte zu diesem im Gründerzentrum ange­
siedelten Unternehmen keine Vertragsbeziehung, führte es auf ihrer 
Homepage aber neben den anderen direkt im Lakeside- Park eingemie­
teten Unternehmen an . 

12. 2 Der RH wies darauf hin, dass die Ansiedlung eines bereits bestehenden 
Unternehmens nicht im Gründerzentrum, sondern über einen eigenen 
Mietvertrag mit der Lakeside Science EI Technology- Park GmbH erfol­
gen hätte müssen. 

Der RH empfahl der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH darauf 
hinzuwirken, ~ass allfall ige Untervermietungen im Gründerzentrum 
auf echte Neugründungen zu beschränken wären. 

13.1 Entsprechend der Ausrichtung des Lakeside- Parks kamen die ange­
siedelten Unternehmen überwiegend aus den Bereichen Informations­
und Kommunikationstechnologie, Telematik und Verkehrstelematik. 
Zur Erhöhung der Attraktivität und zur Verbesserung der Infrastruk­
tur befanden sich auch fünf Dienstleistungsunternehmen (zwei Restau­
rants, drei Kindergärten) im Park. Die Ansiedlung weiterer Dienstleister 
(z.B. Anwälte, Wirtschaftsprüfer) wurde von der Lakeside Science EI 
Technology-Park GmbH in der Vergangenheit abgelehnt, weil das Pro­
fIL als Technologiepark erhalten bleiben soll te und wegen der hohen 
Auslastung kaum geeignete Flächen zur Verfügung standen. 

Eine Analyse der derzeit im Lakeside- Park angesiedelten Unterneh­
men zeigte, dass mehr als zwei Drittel bereits zuvor einen Firrnensitz 
in Klagenfurt bzw. dessen Umland hatten und knapp ein Drittel der 
Unternehmen als Neuansiedlungen zu werten waren. 

13.2 Der RH beurteilte die Konzentration des Lakeside-Parks auf die vor­
rangige Einmietung von Unternehmen der IT -Branche grundsätzlich 
positiv. Allerdings sollte unter Beibehaltung dieser strategischen Aus­
richtung bei einem weiteren Ausbau das Dienstleistungsangebot durch 
Ansiedlung entsprechender Unternehmen im Park zur Erhöhung der 
Attraktivität des Standortes erweitert werden. Des Weiteren empfah l 
der RH der Lakeside Science EI Technology- Park GmbH, die Bemü­
hungen zur Ansiedlung von nicht bereits in der Region tätigen Unter­
nehmen zu verstärken. 
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13.3 Laut Stellungnahme der Lakeside Science ft Technology-Park GmbH 
werde die Erhöhung des Dienstleistungsangebots begrüßt und als erstre­
benswert erachtet, sofern das wirtschaftliche Ergebnis der Gesellschaft 
dadurch nicht negativ beeinflusst werde. Die Bemühungen zur Ansied­
lung von nicht bereits in der Region tätigen Unternehmen würden in 
jedem Fall verstärkt. 

14.1 Im Jahr 201 2 waren im Lakeside-Park 30 Unternehmen bzw. Instituti­
onen eingemietet, davon standen sechs im öffentlichen und 24 im pri­
vaten Eigentum. Die sechs öffentlichen Unternehmen bzw. Einrich­
tungen beanspruchten rund ein Drittel der Fläche. Zu ihnen gehörten 
insbesondere die Universität Klagenfurt mit fünflnstituten, das Grün­
derzentrum, zwei Kindergärten sowie eine dazugehörige Freifläche. 
Die 24 privaten Unternehmen nahmen rund zwei Drittel der Mietflä­
che ein. Zu ihnen zählten auch zwei Gastronomiebetriebe sowie ein 
weiterer Kindergarten. 

Die Bandbreite der an einzelne Unternehmen vermieteten Fläche lag 
zwischen rd. 51 m2 und rd. 3.748 m2. An die vier größten Mieter waren 
rd. 43 010 der zur Verfügung stehenden Flächen vermietet. 

14.2 Der RH wies darauf hin, dass die Vermietung von beinahe der Hälfte 
der Fläche an nur vier Mieter die Auslastung sicherte. 

15.1 Die Auslastung des Lakeside- Parks 2007 bis 2011 ist folgender Tabelle 
zu entnehmen: 

Tabelle 1: Auslastung 2007 bis 2011 

2007 2008 2009 2010 2011 
Veränderung 

in '10 

Vermietbare Gesamtftäche 19.092 18.982 18.982 24.529 24.549 + 28,6 in m2 

Belegte Fläche in m2 14.558 16.439 16.309 21.484 21.903 + 50,5 

Belegte Fläche in '10 76,25 86,60 85,92 87,59 89,22 + 12,971 

Vorhandene Parkplätze 470 619 626 626 626 + 33,2 

Durchschnittlich 247 300 351 450 626 + 153,4 vermietete Parkplätze 

Rundungsdifferenzen möglich 
1 in Prozentpunkten 

Quelle: lakeside Science & Technology- Park GmbH 
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Neben der Erhöhung der vermietbaren Fläche um rd. 5.500 m2 bzw. 
um 28,6"10 stieg die Auslastung im Zeitraum 2007 bis 2011 von 76,3 "10 

auf 89,2 "10. Es gab nahezu keine Fluktuation der Mieter. Bis zum 
Jahr 2011 gelang es, sämtliche Parkplätze zu vermieten. 

Die Erläse aus der Vermietung der drei Seminarräume, die von bereits 
im Lakeside-Park ansässigen Unternehmen genutzt werden konnten, 
entwickelten sich folgendermaßen: 

Tabelle 2: Umsatzerlöse der Seminarräume 2007 bis 2011 

2007 2008 2009 

in EUR, gerundet 

Seminarräume 12.500 12.000 15.900 

2010 2011 

25.000 32.100 

Veränderung 

in 'Yo 

+ 156,4 

Quelle: lakeside Science & Technology- Park GmbH 

Bund 2013/7 

Aus den durch die Vermietung der Seminarräume erzielten Umsatzer­
lösen war eine steigende Auslastung zu ersehen. 

Über die Auslastung der drei Seminarräume sowie der temporären 
Büroräume erstellte die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH 
keine gesonderte Auswertung. Die Miete für alle drei Seminarräume 
zusammen betrug 720 EUR pro Tag. Bei Annahme von rd. 250 Arbeits­
tagen pro Jahr (ohne Wochenende und Feiertage) hätten bei Voll aus­
lastung Umsatzerlöse von rd. 180.000 EUR erzielt werden können. 
Die geschätzte Auslastung 2007 bis 2011 lag daher zwischen 6,7 "10 

und 17,8 "10. Vorstellungen, die Seminarräume intensiver zu nutzen 
oder einer anderen Verwendung zuzuführen, fehlten . 

15.2 Der RH anerkannte die allgemein hohe Auslastung des Lakeside-Parks. 
Allerdings war die Auslastung der Seminarräume nicht zufriedenstel ­
Iend. Der RH empfahl der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH, 
die Seminarräume entweder intensiver zu nutzen oder alternativ einer 
kostendeckenden anderen Verwendung zuzuführen. 

15.3 Laut Stellungnahme der Lakeside Seien ce ft Tecltnology-Park GmbH 
würden SemillOr- und Veranstaltungsräume, die den Unternehmen im 

Park und Externen zur temporären Miete angeboten würden, zu den 
Bas isleistungen eines Technologieparks gehören. Mit einer Gesamtj1ä­
ehe /lon J 73 m2 würden die drei Räume knapp 0,8 DA> der vermietbaren 
Gesamtj1äche VOll rd. 22.000 m2 und damit das absolute Milldestmaß 
all Jnjrastrnktureinrichtung im Veranstaltullgs- und Seminarbereich 
repräsentieren. 
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15.4 Der RH hielt daran fest, dass entweder nur geringer Bedarf an den Semi­
narräumen bestand oder den Unternehmen im Park deren Nutzungs­
möglichkeiten zu wenig bekannt waren. Er verblieb daher bei seiner 
Meinung, dass die Lakeside Science Et Technology- Park GmbH Über­
legungen anstellen sollte, die Seminarräume intensiver oder ander­
weitig zu nutzen. 

16.1 Die Lakeside Science EI Technology- Park GmbH wendete 2007 bis 20 11 

für Marketing und Öffentlichkeitsarbeit rd. 1,78 Mio. EUR auf. Sie 
erhielt in diesem Zeitraum u.a. von verschiedenen Bundesministe­
rien, dem Amt der Kärntner Landesregierung und vom KWF für ein­
zelne Projekte (z.B. die Lange Nacht der Forschung, den Kunstraum 
Lakeside oder die Lakeside Konferenz) Förderungen in Höhe von ins­
gesamt rd. 580.000 EUR. 

Sowohl die Marketingmaßnahmen als auch die Öffentlichkeitsarbeit der 
Lakeside Science Et Technology- Park GmbH waren darauf ausgerich­
tet, den Park als international anerkannten Standort für im IT -Bereich 
tätige Unternehmen zu positionieren und entsprechende Betriebe für 
den Park zu akquirieren. Des Weiteren sollten die Maßnahmen dazu 
dienen, Kontakte und Kooperationen zwischen Unternehmen im Park, 
der A1pen-Adria-Universität Klagenfurt und dem regionalen Umfeld 
zu initiieren und zu unterstützen. Ziel war, sowohl potenzielle Mieter 
und die Bevölkerung als auch die bereits im Park angesiedelten Unter­
nehmen anzusprechen . 

Zu den wichtigsten Maßnahmen, um den Lakeside- Park als Marke zu 
etablieren, zählten die Präsentation des Lakeside- Parks im Rahmen 
von Veranstaltungen und der Besuch einschlägiger Messen, die jähr­
liche Lakeside Konferenz mit wechselnden Schwerpunkten, Ausstel­
lungen im Kunstraum Lakeside sowie Werbung in Zügen der Österrei­
chischen Bundesbabnen. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten Kooperationen mit der Wissen­
schaft und der Wirtschaft.5 Mit dem Technologiepark Ljubljana wurde 
ein teilweise aus Mitteln der EU finanziertes, gemeinsames Interreg­
Projekt durchgeführt. In dessen Rahmen sollten bei gemeinsamen Ver­
anstaltungen und Meetings Ideen zur Erhöhung der Wettbewerbsfahig­
keit der beiden Parks und der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
der angesiedelten Unterne.hmen entwickelt werden. Weitere Projekte 
richteten sich direkt an die Mieter wie bspw. das Lakeside Info- Früh-

5 Bspw. die Lange Nacht der Forschung und Wissen.schaflOt.bücher, eine Zusammen­
arbeit mit der Alpen- Adria- Universität KJ agenfurt zur Förderung wissenschaftl icher 
Publikationen. 
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stück als zwangloser Rahmen zum Erfahrungsaustausch oder der jähr­
lich stattfindende Wandertag . Gemeinsam Gehen" als Möglichkeit, sich 
kennenzulemen und Erfahrungen auszutauschen. 

Obwohl zahlreiche Maßnahmen punktueller Natur waren und sich nur 
über ein bis zwei Tage im Jahr erstreckten, unterblieb eine Analyse 
des Erfolgs bzw. der Nachhaltigkeit der Maßnahmen. Die Lakeside Sci­
ence ft Technology-Park GmbH führte zwar eine Medienbeobachtung 
durch, diese beschränkte sich aber auf die Zählung der monatlich zum 
Thema Lakeside- Park erschienenen Artikel. 

16.2 Nach Ansicht des RH waren die Marketingmaßnahmen trotz der hohen 
Kosten im Regelfall nicht auf einzelne Zielgruppen fokussiert und es 
war nicht immer ersichtlich, wer damit erreicht werden sollte bzw. ob 
die Maßnahmen als Werbung für den Park oder für dessen Mieter die­
nen sollten. Er empfahl, ein Marketingkonzept mit einer eindeutigen 
Definition der Zielgruppen, der Maßnahmen und der Marke Lakeside­
Park zu erstellen. 

Des Weiteren stellte der RH fest, dass seitens der Lakeside Science ft 
Technology-Park GmbH die Wirkung des Marketings und der Öffent­
lichkeitsarbeit nicht evaluiert wurde. Der RH empfahl der Lakeside Sci­
ence ft Technology-Park GmbH, den Erfolg ihrer Marketingmaßnah­
men regelmäßig zu evaluieren, um davon ausgehend entsprechende 
Schwerpunkte setzen zu können. 

16.3 Laut Stellungnahme der Lakeside Science ft Technology-Park GmbH 
sei ein qualitatives Marketingkonzept, ausgerichtet auf die unterschied­
lichen Zielgruppen, vorgelegt worden. Eine quantitative Evaluierung 
sei bisher nicht durchgeführt worden, da sowohl der erreichte Mie­
termix als auch die stetig wachsende Auslastung den eingeschlagenen 
Weg bestätigen würden. 

16.4 Nach Ansicht des RH erlaubten die hohe Auslastung und der erzielte 
Mietermix keinen zwingenden Rückschluss auf die Angemessenheit 
und Qualität der Marketingmaßnahmen, weil diese ausschließlich nach 
empirischen Vorstellungen erfolgten und bei ihrem Einsatz quantifI­
zierte Wirkungszusammenhänge außer Acht blieben. Daher regte der 
RH weiterhin an, die Marketingmaßnahmen quantitativ zu evaluieren, 
um mögliche Einsparungspotenziale zu ermitteln bzw. Schwerpunkte 
setzen zu können. 
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17.1 Die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH beschäftigte von 2005 
bis 2009 zur Mieterakquisition einen Konsulenten, der in Deutsch­
land und der Schweiz gezielt Kontakte zu Unternehmen der IT -Bran­
che anbahnen sollte. Da der Erfolg ausblieb und keine Mieter akqui­
riert werden konnten, wurde der Vertrag 2009 nicht mehr verlängert. 
Der Aufwand für die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH belief 
sich in diesen fünf Jahren auf rd. 255.000 EUR. 

17.2 Der RH wies auf die hohen Kosten des Konsulentenvertrags hin und 
hielt kritisch fest, dass die Vertragsbeziehung trotz des mangelnden 
Erfolgs fünf Jahre aufrecht erhalten wurde. 

17.3 Die Lakeside Seien ce & Technology-Park GmbH wies darauf hin, 
dass die Erstansprache potenzieller Kunden, zu denen bisher keine 
Geschäjtsbeziehung bestanden hätte, gerade beim Versuch der Ansied­
lung von neuen Unternehmen aus dem Ausland sehr langwierig sei. 
Dabei werde eine Vorlaufteit von mindestens drei bis vier Jahren ange­
nommen, was auch das mittelfristige Engagement des erwähnten Kon­
sulenten erkläre. 

17.4 Der RH verkannte nicht, dass Unternehmensansiedlungen aus dem 
Ausland langwierig sind. Er wies aber auf den fehlenden Erfolg und 
die hohen Kosten hin. 

Wirtschaftliche Entwicklung 

Budgetierung 

442 

18.1 Im Jahr 2001 beauftragte der KWF ein Wirtschaftsprüfungsunter­
nehmen mit der Erstellung einer detaillierten Planungsrechnung 
für die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH über den Zeit­
raum 2002 bis 2020. Diese beruhte auf den folgenden Planungsprä­
missen : den damals noch geplanten vier Baustufen, der Bauzeit, den 
Investitionssummen, den zu verbauenden und zu vermietenden Flä­
chen sowie deren Auslastung. Weiters enthielt die Planungsrechnung 
noch Angaben zur Finanzierung und Eigenkapitalausstattung der Lake­
side Science EI Technology-Park GmbH. Ergänzt wurde sie durch eine 
Erfolgsrechnung, einen Finanzplan und PlanbiIanzen jeweils für die 
Jahre 2002 bis 2020 sowie die Eröffnungsbilanz zum I. August 2002. 

In der Folge erstellte die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH 
jährlich im vierten Quartal eine Planungsrechnung, die neben einer 
Hochrechnung des aktuellen Jahres die Plan werte für die nächsten fünf 
Jahre enthielt. Eine Ausnahme bildete die verkürzte Planungsrech­
nung 2012 bis 2014 vom letzten Quartal 2011, deren Planungshorizont 
wegen der durch die Grundstücksdiskussion verursachten Planungsun-
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sicherheit nur drei Jahre umfasste. Allerdings beinhaltete diese neben 
einer Hochrechnung für 2011 auch die Istwerte 2010. 

18.2 Der RH hielt die von der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH 
erstellten Planungsrechnungen für wichtige Entscheidungsgrundlagen 
für die Gesellschaftsorgane. Er empfahl der Lakeside Science EI Tech­
nology-Park GmbH, künftig die Planungsrechnungen wieder für einen 
Zeitraum von fünf Jahren zu erstellen. Auch sollten den hochgerech­
neten Daten des laufenden Jahres die Istwerte des Vorjahres vorange­
steIl t werden. 

19.1 Die Bilanzsumme der Lakeside Science EI Technology-Park GmbH in den 
Jahren 2007 bis 201 1 lag zwischen rd. 55 Mio. EUR und rd. 60 Mio. EUR. 
Bedingt durch die hohen Zuwendungen der öffentlichen Eigentümer von 
rd. 50 Mio. EUR, die diese in den ersten Jahren nach der Gründung teil ­
weise in Bargeld bzw. durch Sacheinlage von Grundstücken leisteten, 
lag die Eigenkapitalquote im überprüften Zeitraum bei über 80 %. 

Die Verbindlichkeiten betrugen rd. 6 Mio. EUR bis 8 Mio. EUR und 
stammten größtenteils aus einem bis 20 14 tilgungsfreien ERP-Kredit in 
Höhe von rd. 5,47 Mio. EUR und einem rückzahlbaren, für einen Zeit­
raum von vier Jahren ab Zuzählung (15. Dezember 2006) zinsen freien 
Zuschuss einer Privatstiftung in Höhe von I Mio. EUR. Die betreffende 
Vereinbarung vom I). Dezember 2006 wurde auf Seiten der Privatstif­
tung von einem Vorstandsmitglied und auf Seiten der Lakeside Science EI 

Technology- Park GmbH von den bei den Geschäftsführern unterzeich­
net, die zugleich auch Vorstandsmitglieder der Privatstiftung waren. 

Die Laufzeit des Zuschusses wurde zwischen den Vertragspartnern 
mit Vereinbal1jng vom) I. Mai 2010 um ein weiteres Jahr bis zum 
15. Dezember 20 11 verlängert. Für dieses weitere J ahr wurde für die 
Zuwendung von I Mio. EUR ein Zinssatz von 0.88 % p.a. festge­
legt. Die als .. Zuwendung aus der Privatstiftung" bezeichnete Verein ­
barung unterfertigten sowohl für die Privatstiftung als auch für die 
Lakeside Science EI Technology-Park GmbH die beiden Geschäftsfüh­
rer der Gesellschaft in Personalunion. Die Verbindlichkeit an die Pri ­
vatstiftung wurde vereinbarungsgemäß im Jahr 201 1 zurückbezahlt. 

Das Anlagevermögen von rd. 50 Mio. EUR setzte sich nahezu ausschließ­
lich aus den Grundstücken und den darauf errichteten Gebäuden des 
Lakeside- Parks zusammen. Das Umlaufvermögen von rd. 5 Mio. EUR 
bis 10 Mio. EUR bestand überwiegend aus Bankguthaben. 
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19.2 Der RH wies darauf hin, dass die Personenidentität in der Geschäfts­
führung der Lakeside Science EI Technology- Park GmbH und im Vor­
stand der Privatstiftung eine Finanzierung zu nicht marktüblichen 
Konditionen ermöglichte. Eine Prüfung der Mittelherkunft war für den 
RH nicht möglich, weil der RH für die Privatstiftung nicht prüfungs­
zuständig war. 

19.3 Die Lakeside Science ft Technology-Park GmbH teilte mit, dass die 
erwähnte Privatstijtung eine private Institution sei, die unter Berück­
sichtigung des Stijtungszwecks ihre Mittel ohne weitere Einschrän­
kungen vergeben könne. Auch habe es sich bei dem erwähnten Zuschuss 
in Höhe von J Mio. EUR um ein rückzahlbares Darlehen gehandelt, 
das im Dezember 2011 zurückgezahlt worden sei. 

19.4 Ohne auf den Stiftungszweck der Privatstiftung einzugehen, hielt der 
RH fest, dass zwischen den Geschäftsführern der Lakeside Science EI 
Technology-Park GmbH und den Vorstandmitgliedern der Privatstif­
tung Personen identität bestand. Dies war vor allem im Hinblick auf 
die ausdrücklich als zinsenfreien Zuschuss bzw. als Zuwendung aus 
der Privatstiftung bezeichnete Finanzierung der Gesellschaft aus Mit­
teln der Privatstiftung bedeutsam. 

20 Laut der Planungsrechnung 2002 bis 2020 war frühestens im Jahr 2015 
mit einem positiven Betriebsergebnis zu rechnen. Aufgrund des damals 
noch erwarteten hohen Fremdfmanzierungsanteils von rd. 50 Mio. EUR, 
der ein negatives Finanzergebnis zur Folge hatte, blieb das EGT bis 
zum Ende des Planungshorizonts 2020 negativ. 

Die folgende Tabelle stellt die 2007 bis 2011 tatsächlich erzielten 
Betriebsergebnisse bzw. EGT den ursprünglich geplanten gegenüber: 

Tabelle 3: PLAN-IST Betriebsergebnis und EGT 2007 bis 2011 

2007 2008 2009 2010 2011 Verinderung 

in Mio. EUR in '1'. 

PLAN Betriebsergebnis - 0,923 - 0,752 - 0,712 - 0,756 - 0,737 + 20,2 

IST Betriebsergebnis - 0,541 - 0,132 0,124 0,224 0,507 + 193,7 

PLAN EGT - 1,661 - 1,480 - 1,428 - 1,460 - 1,430 + 13,9 

IST EGT - 0,284 0,296 0,380 0,241 0,527 + 285,6 

Rundungsdifferenzen möglich 
Quelle: Planungsrechnung 2002 bis 2020 und WP-Berichte 2007 bis 2011 lakeside Seienee & Teehnology-Park GmbH 
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Die Lakeside Science EI Technology-Park GmbH erzielte ab 2009 ein 
positives Betriebsergebnis, vor allem weil die Bauarbeiten schneller 
als gep lant voranschritten . Der Vollausbau des Lakeside-Parks wurde 
bereits 2010 und nicht erst 2015 erreicht. Verbunden mit der guten 
Auslastung gelang es wesentlich frü her als erwartet, entsprechende 
Mieterlöse zu erzielen. Da abweichend von der langfristigen Planungs­
rechnung weniger Fremdkapital benötigt wurde und Zinserträge aus 
der Veranlagung liquider Mittel erzielt werden konnten, war das EGT 
bereits ab 2008 positiv. 
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21 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Das finanzielle Risiko eines weiteren Ausbaus des Lakeside-Parks 
sollte durch Beibehaltung des Prinzips, mit der Errichtung einer 
weiteren Baustufe erst nach entsprechender Auslastung der zuvor 
gebauten Baustufe zu beginnen, gering gehalten werden. (TZ 3) 

(2) Die Erstellung eines Finanzierungskonzepts und die Auslobung 
eines Architektenwettbewerbs für den Ausbau des Lakeside-Parks 
sollten ehestmöglich nachgeholt werden. (TZ 7) 

(3) Ein umfassendes EntwickJungskonzept sollte verfasst sowie die 
Mittelaufbringung für den weiteren Ausbau des Lakeside-Parks fest­
gelegt werden. (TZ 9) 

(4) Im Sinne einer eindeutigen Abgrenzung der Verantwortung sollte 
ein eigener Geschäftsführer angestellt werden. (TZ 10) 

(5) Allfällige Untervermietungen im Griinderzentrum wären auf 
echte Neugriindungen zu beschränken. (TZ 12) 

(6) Unter Beibehaltung der strategischen Ausrichtung sollte bei 
einem weiteren Ausbau das Dienstleistungsangebot durch Ansied­
lung entsprechender Unternehmen im Park erweitert werden. (TZ 13) 

(7) Die Bemühungen zur Ansiedlung von nicht bereits in der Region 
tätigen Unternehmen wären zu verstärken. (TZ 13) 

(8) Die Seminarräume sollten entweder intensiver genutzt oder alter­
nativ einer kostendeckenden anderen Verwendung zugeführt wer­
den. (TZ 15) 

(9) Ein Marketingkonzept mit einer eindeutigen Definition der Ziel­
gruppen, der Maßnahmen und der Marke Lakeside-Park wäre zu 
erstellen. (TZ 16) 

(10) Der Erfolg der Marketingmaßnahmen sollte regelmäßig evalu­
iert werden. (TZ 16) 

(11) Die Planungsrechnungen sollten künftig wieder für einen Zeit­
raum von fünf Jahren erstellt werden. (TZ 18) 
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(12) In den Planungsrechnungen sollten den hochgerechneten Wer­
ten des laufenden Jahres die Erfolgsdaten des Vorjahres vorange­
stellt werden. (TZ 1 B) 

(13) Die notwendigen Grundstückswidmungen ffir die Baurechts­
grundstücke sollten möglichst zeitnah vorgenommen werden. (TZ 7) 

(14) Die Vorstellungen zur städtebaulichen WeiterentwickJung der 
zur Verffigung gestellten Baurechtsgrundstücke sollten bekanntge­
geben werden. (TZ 9) 

(15) Ein gemeinsamer Strategieprozess wäre einzuleiten und der 
Lakeside Science Et Technology-Park GmbH eine Strategie mit kon­
kreten. ausreichend quantifIzierten Zielen vorzugeben. (TZ B) 
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ANHANG 
Entscheidungsträger 

Lakeside Sdence & Technology-Park GmbH 

Dr. Johann QUENDLER 
(3. September 2002 bis 13. August 2008) 

Mag. Harald DOBERNIG 
(13. August 2008 bis 28. Dezember 2011) 

Mario CANORI 
(seit 28. Dezember 2011) 

Dkfm. Harald SCHEUCHER 
(14. Oktober 2004 bis 8. Juli 2009) 

Dr. Stefan WElSS 
(23. Mai 2005 bis 8. Juli 2009) 

Albert GUNZER 
(8. Juli 2009 bis 28. Dezember 2011) 

Ferry ELSHOLZ 
(seit 8. Juli 2009) 

Mag. Markus ERTL 
(seit 28. Dezember 2011) 

Mag. Johann SCHÖN EGGER 
(seit 20. September 2002) 

Dr. Erhard JURJTSCH 
(seit 20. September 2002) 
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Abkürzungen 

Abkürzungsverzeichnis 

BGB!. 
bzw. 

EHR 

GmbH 
GVB!. 

IT 

Mio. 

rd. 
RH 

TZ 

Volksoper Wien 
VZÄ 

Bundesgesetzblatt 
beziehungsweise 

Euro 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 

Informationstechnologie 

Million(en) 

rund 
Rechnungshof 

Textzahl(en) 

Volksoper Wien GmbH 
Vollzeitäquivalent(e) 

Wien er Staatsoper Wiener Staatsoper GmbH 

z.B. zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Bund 2013/7 

BMUKK I 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Unterricht, Kunst und Kultur 

Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -
Komische Oper Berlin 

Die Volksoper Wien GmbH wies bei den meisten Kennzahlen güns­
tigere Werte auf als die Komische Oper Berlin. 

Allerdings waren die Personalaufwendungen je Chormitglied bei 
der Volksoper ,Wien um 32,7 0/0 höher als bei der Komischen Oper 
Berlin. Die Komische Oper Berlin führte keine Aufzeichnungen über 
den erbrachten Leistungsumfang ihrer Chormitglieder, so dass kein 
diesbezüglicher Vergleich mit der Volksoper Wien möglich war. 

Die Auslastung der bezahlten Plätze sank bei der Volksoper Wien 
von 2007/2008 bis 2009/2010 von 80,4 0/0 auf 75,8 0/0, während 
sie bei der Komischen Oper Berlin von 2008 bis 2010 von 55,2 0/0 

auf 56,5 0/0 stieg. 

Die Anzahl der unentgeltlich abgegebenen Kooperations- und Dienst­
karten stieg bei der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 
von 14.159 auf 15.072 oder um 6,4 0/0, während die Anzahl der 
Frei- und Kooperationskarten - zu denen auch die Dienstkarten 
zählten - bei der Komischen Oper Berlin von 2008 bis 2010 von 
26.959 auf 19.506 oder um 27,6 0/0 sank. 

Prüfungsziel 

Der Rechnungshof (RH) überprüfte im Rahmen einer koordinierten 
Prüfung mit dem Rech.nungshof von Berlin Kennzahlen der Volks­
oper Wien GmbH (Volksoper Wien) und verglich diese mit Kenn­
zahlen der Komischen Oper Berlin. Ziel dieser Überprüfung war es, 
Unterschiede zwischen der Volksoper Wien und der Komischen Oper 
Berlin anhand der erhobenen Kennzahlen danustellen und zu beur­
teilen. erZ I) 
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Rechtsgrundlagen, Organe, künstlerische Aufgaben 

Die Volksoper Wien wurde mH 1. September 1999, die Komische 
Oper Berlin mit 1. Jänner 2004 ausgegliedert. (TZ 2) 

Die Volksoper Wien ist eine 100 oloige Tochtergesellschaft der Bun­
des theater-Holding GmbH, die ihrerseits zu 100 0/0 im Eigentum 
der Republik Österreich steht. Die Komische Oper Berlin ist ein 
Betrieh eine.r landesunmittelbaren rechtsfabigen Stiftung öffentli­
chen Rechts, der Stiftung Oper in Berlin. (TZ 2) 

Die in de.n Rechtsgrundlagen definierten kulturpolitischen Aufträge 
an die Volksoper Wien und die Komische Oper Berlin waren ähn­
lich, der kulturpolitische Auftrag an die Volksoper Wien war aber 
konkreter als der an die Komische Oper Berlin. (TZ 4) 

Das Ballett der Volksoper Wien wurde 2005 mit jenem der Wie­
ner Staatsoper GmbH (Wiener Staatsoper) zusammengelegt (Wie­
ner Staatsballett), das Ballett der Komischen Oper Berlin 2004 mit 
den Balletten der Staatsoper unter den Linden und der Deutschen 
Oper (Staatsballett Berlin). Das Wiener und das Berliner Staats­
ballett unterschieden sich in wesentlichen Kriterien, wie z.B. hin­
sichtlich der Rechtsform und der wirtschaftlichen Verhältnisse zur 
Volksoper Wien bzw. zur Komischen Oper Berlin, weshalb der RH 
nachstehend alle Kennzahlen betreffend die beiden Opernhäuser 
ohne Ballett darstellt. rrz 5) 

Ensemble, Orchester und Chor 

Das Ensemble der Volksoper Wien hatte von 2007/2008 bis 
2009/2010 durchschnittlich um 75,4 0/0 mehr, der Chor um 8,3 Ofo 

mehr und das Orchester um 4,4 Ofo weniger Mitglieder als das Ensem­
ble, der Chor und das Orchester der Komischen Oper Berlin. (TZ 6) 

Die Personalaufwendungen je Chormitglied waren bei der Volks­
oper Wien um 32,7 0/0 höher als bei der Komischen Oper Berlin. 
Die Komische Oper Berlin führte keine Aufzeichnungen über den 
erbrachten Leistungsumfang ihrer Chormitglieder, so dass kein dies­
bezüglicher Vergleich mit der Volksoper Wien möglich war. (TZ 6) 
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BMUK 
Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -

Komische Oper Berlin 

Aurwendungen für die Erfüllung nicht-künstlerischer Aufgaben 

Die Komische Oper Berlin übertrug mehr nicht-künstlerische Auf­
gaben an dritte Unternehmen (Outsourcing) als die Volksoper Wien. 
(TZ 7) 

Aufgrund der unterschiedlichen Regelung der Zuständigkeit für die 
Erfüllung nicht-künstle.rischer Aufgaben (z.B. technische Aufgaben 
und Verwaltungsaufgaben) war ein Vergleich dieser Aufwendungen 
nicht möglich. (TZ 7, 8) 

Vorstellungen und Auslastung 

Die Volksoper Wien wies bei den meisten Kennzahlen günstigere 
Werte auf als die Komische Oper Berlin. (TZ 9) 

Die Volksoper Wien erzielte eine höhere Auslastung der besetzten 
und der bezahlten Plätze, eine höhere Ertragsauslastung und einen 
höheren Durchschnittserlös je bezahlten Platz als die Komische Oper 
Berlin. Die Auslastung der bezahlten Plätze sank bei der Volksoper 
Wienjedoch von 2007/2008 bis 2009/2010 von 80,4 % auf75,8 0/0, 

während sie bei der Komischen Oper Berlin von 2008 bis 2010 von 
55,2 "'0 auf 56,5 % stieg. (TZ 9) 

Der Zuschuss aus öffentlichen Mitteln je bezahlten Platz war bei 
der Volksoper Wien 2009/2010 mit 139 EUR geringer als bei der 
Komischen Oper Berlin (2010: 212 EUR). (TZ 9) 

Der Anteil der Vollpreiskarten und ermäßigten Karten an den besetzten 
Plätzen sank bei der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 
von 94,6 % auf 94,2 %, war aber höher als bei der Komischen Oper 
Berlin (2008 bis 2010: 84,4 "'0 bis 87,5 %). (TZ 10) 

Der Anteil der unentgeltlich abgegebenen Karten an den besetzten 
Plätzen war bei der Volksoper Wien 2009/2010 mit 5,8 % geringer 
als bei der Komischen Oper BerUn (2010: 12,5 %). Die Anzahl der 
unentgeltlich abgegebenen Kooperations- und Dienstkarten stieg bei 
der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 jedoch von 14.159 
auf 15.072 oder um 6,4 0/0, während bei der Komischen Oper Berlin 
die Anzahl der Frei- und Kooperationskarten - zu denen auch die 
Dienstkarten zählten - von 2008 bis 2010 von 26.959 auf 19.506 
oder um 27,6 % sank. (TZ 10) 
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Kenndaten der Volksoper Wien und der Komischen Oper Berlin 

Volksoper Wien Bun,destheallerolrganlsatllonslgese,tz - BThOG. BGB!. I 

2001/2010 
1mr.2010' 

Das Geschäftsjahr der Volksoper Wien beginnt am 1. September und endet am 31. August des Folgejahrs, das Geschäftsjahr 
der Komischen Oper BerLin ist das Kalenderjahr. 
Die Komische Oper Berlin verbuchte Bühnenbilder bis 2008 als Investitionen, danach als Aufwand. Das Jahr 2008 enthält in 
den sonstigen Erträgen daher die aktivierte Eigenleistung für Bühnenbilder. das Jahr 2009 enthält deren außerplanmäßige 
Abschreibung in voller Höhe des Buchwerts. 
in VZÄ 

Quellen: RH; Rechnungshof von BerUn; Volksoper Wien 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtsgrundlagen, 
Organe, künstle­
rische Aufgaben 

Bund 2013/7 

BMUK 
Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -

Komische Oper Berlin 

1 Der RH überprüfte im Rahmen einer koordinierten Prüfung mit dem 
Rechnungshof von Berlin Kennzahlen der Volksoper Wien GmbH und 
verglich diese mit Kennzahlen der Komischen Oper Berlin. Die Kenn­
zahlen betrafen bei der Volksoper Wien den Zeitraum von I. Septem­
ber 2007 bis 31. August 2010, bei der Komischen Oper Berlin die Kalen ­
derjahre 2008 bis 20 10. 

Ziel dieser Überprüfung war es, Unterschiede zwischen der Volksoper 
Wien und der Komischen Oper Berlin anhand der erhobenen Kenn­
zahlen darzustellen und zu beurteilen. 

Zu dem im Februar 2013 an das BMUKK und die Volksoper Wien über­
mittelten Prüfungsergebnis nahmen das BMUKK und die Volksoper 
Wien im Mai 2013 Stellung. 

Der RH übermittelte im Juni 2013 seine Gegenäußerung an die Volks­
oper Wien. 

2 (I) Die Volksoper Wien besteht seit 1898. Die Ausgliederung der Volks­
oper Wien erfolgte mit I . September 1999 auf Grundlage des Bundes­
gesetzes über die Neuorganisation der Bundestheater (Bundestheater­
organisationsgesetz - BThOG). Alleingesellschafterin der Volksoper 
Wien ist die Bundestheater-Hold ing GmbH, die ihrerseits zu 100 Ofo 

im Eigentum der Republik Österreich steht. 

Die Bundestheater- Holding GmbH ist auch Alleingesellschafterin 

- der Wiener Staatsoper GmbH und 

- der Burgtheater GmbH 

sowie Mehrheitsgesellschafterin 

- der Theaterservice GmbH (nunmehr ART for ART Theaterservice 
GmbH).l 

Die vier Tochtergesellschaften der Bundestheater- Holding GmbH sind 
rechtlich, künstlerisch und wirtschaftlich eigenständig. 

I Im Jahr 2012 änderte die Thealerservice GmbH ihre Firmenbezeichnung auf ART for ART 
Theaterservice GmbH. Die filr die Bundesthc31cr maßgebliche Rechtsgrundlage - das 
Bundcsthcalcrorganisationsgcsetz - bezeichnet das Unternehmen abgekürLt als Thca­
terservicc GmbH. Daher verwendet auch der RH diese abgekürzte Firmenbezeichnung. 
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Rechtsgrundlagen, Organe, künstlerische 
Aufgaben 

464 

(2) Die 1947 gegründete Komische Oper Berlin ist seit der Errich­
tung der Stiftung Oper in Berlin am 1. Jänner 2004 ein Betrieb die­
ser landesunmittelbaren rechtsfahigen Stiftung öffentlichen Rechts. 
Rechtsgrundlage ist das Gesetz über die .. Stiftung Oper in Berlin" vom 
17. Dezember 2003. 

Die weiteren Betriebe der Stiftung Oper in Berlin sind 

- die Staatsoper unter den Linden, 

- die Deutsche Oper Berlin, 

- das Staatsballett Berlin und 

- der Bühnenservice. 

Die fünf Betriebe der Stiftung Oper in Berlin sind rechtlich unselbstän­
dig, jedoch künstlerisch und wirtschaftlich eigenständig. 

(3) Das Geschäftsjahr der Volksoper Wien begann am 1. September 
und endete am 31. August des Folgejahres. Das Geschäftsjahr der 
Komischen Oper Berlin war das KalendeIjahr. 

3 (1) Organe der Volksoper Wien waren die Generalversammlung, der 
Aufsichtsrat und die beiden Geschäftsführer. Die Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur bestellte den künstlerischen, die Bundes­
theater-Holding GmbH den kaufmännischen Geschäftsführer. 

(2) Organe der Stiftung Oper in Berlin waren der Stiftungsrat und der 
Stiftungsvorstand. Der Stiftungsrat ernannte den Generaldirektor der 
Stiftung, die Intendanten und kaufmännischen Geschäftsführer der 
Betriebe sowie den Geschäftsführer des Bühnenservice-Betriebs. Diese 
bildeten den Stiftungsvorstand. 

(3) Die kaufmännische Geschäftsführerin der Komischen Oper Berlin 
war seit November 2009 Mitglied des Aufsichtsrats der Volksoper Wien. 

4.1 (1) Der im Bundetheaterorganisationsgesetz defmierte kulturpolitische 
Auftrag an die Volksoper Wien lautete, ein repräsentatives Repertoire­
theater für Oper, Spieloper, Operette, Musical sowie für Ballett und 
modernen Tanz zu führen. Die Volksoper Wien sollte eine Ergänzung 
und Erweiterung des österreichischen Musiktheater- und Tanzange­
bots in Richtung Innovation hinsichtlich Spielplans und Interpreten 
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Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -
Komische Oper BerUn 

Bund 2013/7 

sein und dadurch auf eine zeitgemäße Weiterentwicklung des Begriffs 
"Volksoper" einwirken sowie den Aspekt der Kulturvermittlung für ein 
breites Publikum mitberücksichtigen. 

(2) Der im Gesetz über die "Stiftung Oper in Berlin" defmierte kulturpo­
litische Auftrag war die Förderung von Kunst und Kultur, insbesondere 
des Musiktheaters in der Tradition des Ensemble- und Repertoirebe­
triebs. Die Komische Oper Berlin zeigte Oper, Operette und Musical in 
deutscher Sprache, vom Barock bis ins 21. Jahrhundert. Sie sah Viel­
seitigkeit, Abwechslungsreichturn und neue Sichtweisen als Kennzei­
chen ihres Musiktheaters. Außerdem veranstaltete sie Sinfoniekonzerte 
und war Veranstaltungsort für Aufführungen des Staatsballetts Berlin. 

Weder die zuständige Senatsverwaltung von Berlin noch die Stiftung 
Oper in Berlin formu lierte für die Komische Oper Berlin einen kon­
kreten künstlerischen Auftrag. 

4.2 Die in den Rechtsgrundlagen defmierten kulturpolitischen Aufträge 
an die Volksoper Wien und die Komische Oper Berlin waren ähnlich, 
der kulturpolitische Auftrag an die Volksoper Wien war aber konkreter 
als der an die Komische Oper Berlin. 

5.1 (1) Die Ballette der Volksoper Wien und der Wiener Staatsoper wur­
den mit 1. September 2005 zusammengelegt. Seit 1. September 2010 
trug dieses Ballett die Bezeichnung" Wiener Staatsba llett". 

(2) Gleichzeitig mit der Gründung der Stiftung Oper in Berlin wur­
den mit 1. Jänner 2004 die Ballette der Staatsoper unter den Linden, 
der Deutschen Oper und der Komischen Oper Berlin zusammengelegt 
(Staatsballett Berlin). 

(3) Der RH verglich in der folgenden Tabelle das Wiener Staatsbal­
lett mit dem Staatsball ett Berlin nach rechtlichen und wirtschaftli­
chen Kriterien: 

465 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original) 69 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H 

Rechtsgrundlagen, Organe, künstlerische 
Aufgaben 

~~~~~~~~I~~;;;;2~OO5~=====-~ 
Rechtsgrundlagen 

Rechtsform 

Orglnisationsstatut . Das Ballett 
der Wiener Staatsoper und 
Volksoper" vom 30. Juni 2005, 
Kooperationsvertrag zwischen 
der Wiener Staatsoper und der 

Wien vom 6. Juli 2005 

Arbeitsgemeinschaft zwischen 
der Wiener Staats0r:r und der 

Wien, ke n eigener 

hierarchisch-organisatorisches Volksoper Wien: dieser und der 
Verhl ltnis zur Wiener Staatsoper untersteUt 

Grundlage der Zusammen­
arbeit bei abendfllUenden 
BaUettvorstellungen 

Arbeitnehmer beschäftigt bei 
der 

BaUett-

Volksoper Wien: diese stellt dem 
Wiener StaatsbaUett einen TeU 
dessen jährlichen Budgets zur 
Verfllgung und erhält eHe Erlöse 
aus abendfllUenden Ballett-

Wien und der Wiener 

insgesamt 87, davon 29 
Wien 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 

(4) Da es sich beim Staatsball ett Berlin um ei nen rechtlich unselbstän­
di gen, j edoch künstlerisch und wi rtschaftlich eigenständigen Betrieb 
der Stiftung Oper in Berlin handelte, erfasste die Komische Oper Ber­
Iin das Staatsballett Berlin in ihren Kennzahlen nicht. Der RH stell te 
daher auch die Kennzahlen der Volksoper Wien ohne Ballett dar, um 
eine Vergleichbarkeit der beiden Opernhäuser auf bereinigter Kenn­
zahlen basis zu ermöglichen. 

5.2 Der Vergleich zeigte, dass sich das Wiener Staatsballett in wesentlichen 
Kri terien vom Staatsballett Berl in unterschied: 

466 

- Die Rechtsformen der Staatsballette waren un terschiedlich. 

- Während das Wiener Staatsballett der Vol ksoper Wien und der Wie­
ner Staatsoper unterstell t war, bildete das Staatsballett Berlin ei nen 
zu r Komischen Oper Berlin gleichrangigen Betrieb in der Stiftung 
Oper in Berlin. 
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Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -
Komische Oper Berlin 

Ensemble, Orchester 
und Chor 

- Die Volksoper Wien stellte dem Wiener Staatsballett ein jährliches 
Budget sowie die künstlerische, administrative und technische Infra­
struktur ftir die Ballettvorstellungen zur Verfügung. Die Vorstel­
lungen des Wien er Staatsballetts kosteten die Volksoper Wien rd. 
3,7 Mio. EUR (2007/2008), rd. 3,5 Mio. EUR (2008/2009) und rd. 
3,9 Mio. EUR (2009/2010) und erbrachten Erlöse von rd. 0,7 Mio. EUR 
(2007/2008); rd. 0,8 Mio. EUR (2008/2009) und rd. 0,9 Mio. EUR 
(2009/2010). Die Komische Oper Berlin vermietete hingegen das spiel ­
fertige Opernhaus an das Staatsballett Berlin. 

6.1 (I) Zur Erftillung ihrer künstlerischen Aufgaben verfügten sowohl die 
Volksoper Wien als auch die Komische Oper Berlin über ein Ensem­
ble, ein Orchester und einen Chor. 

Der RH verglich in der folgenden Tabelle das Ensemble, das Orchester 
und den Chor der Volksoper Wien mit jenen der Komischen Oper Berlin. 

Tabelle 2: Ensemble, Orchester und Chor 

Volk.ope' Wien 

2007/2008 2008/2009 2009/2010 

1 Volks oper Wien jeweils zum 31. August, Komische Oper Berlin jeweils zum 31. Dezember; in VZÄ 
l Mittelwert der jährlichen prozentualen Abweichung 
3 das Ensemble der Volksoper Wien enthielt einen Kleindarsteller und einen Schauspieler (in VZÄ) . das En semble der Komischen 

Oper Bertin aussschließlich Sänger 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 
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(2) Im Vergleich mit der Komischen Oper Berlin hatte das Ensem­
ble der Volksoper Wien im überprüften Zeitraum durchschnittlich um 
75,4 "10 mehr, das Orchester der Volksoper Wien durchschnittlich um 
4,4 "10 weniger und der Chor der Volksoper Wien durchschnittlich um 
8,3 "10 mehr Mitglieder. 

(3) Sowohl bei der Volksoper Wien als auch bei der Komischen Oper 
Berlin waren die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus dem Dienst­
verhältnis des künstlerischen Personals, insbesondere des Orchesters 
und des Chors, in kollektivem Arbeitsrecht vereinbart. Bei der Volks­
oper Wien wurden diese Vereinbarungen als Kollektivverträge bezeich­
net, bei der Komischen Oper Berlin als Tarifverträge. 

Die Vertragspartner der für die Volksoper Wien gültigen Kollektivver­
träge passten die Bezüge des künstlerischen Personals jährlich dem 
Anstieg der Lebenshaltungskosten an. Die Anpassungen betrugen für 
2007/2008 ab September 2007 2,0"10 und ab Jänner 2008 2,75 "10, 
für 2008/2009 2,7"10 sowie eine Einmalzahlung von 175 EUR und 
für 2009/2010 2,28 "10. 

Die Vertragspartner der für die Komische Oper Berlin gültigen Tarif­
verträge hatten 2003 vereinbart, dass die Anpassung der Bezüge des 
künstlerischen Personals mehrerer Theater in Berlin, zu denen auch 
die Komische Oper Berlin zählte, bis auf weiteres ausgesetzt würde. 
Die Bezüge des künstlerischen Personals der Komischen Oper Berlin 
wurden daher 2008 und 2009 nicht angepasst. Im Jahr 2010 erfolgte 
eine Anpassung in Höhe von 4,5 "10. 

(4) Die Personalaufwendungen je Ensemblemitglied waren bei der 
Volksoper Wien 2007/2008 um 21,3 "10 höher als bei der Komischen 
Oper Berlin. Allerdings beschäftigte die Komische Oper Berlin in die­
sem Geschäftsjahr unteIjährig weniger Ensemblemitglieder als zum 
3 I. Dezember und hatte dadurch geringere Personalaufwendungen. 
Die Personalaufwendungen je Ensemblemitglied waren 2008/2009 
und 2009/2010 bei der Volksoper Wien nur mehr um 0,8 % bzw. um 
4,5 % höher als bei der Komischen Oper Berlin, weil diese unterjäh­
rig ungefahr gleich viele Ensemblemitglieder beschäftigte wie zum 
3 I. Dezember. 

(5) Die Personalaufwendungen je Orchestermitglied waren bei der 
Volksoper Wien 2007/2008 und 2008/2009 geringfügig höher als bei 
der Komischen Oper Berlin. Dies war auf die seit 2003 unterbliebene 
Anpassung der tarifvertraglich geregelten Bezüge der Orchestermit­
glieder der Komischen Oper Berlin zurückzuführen. Die Bezüge der 
Orchestermitglieder stiegen bei der Volksoper Wien von 2008/2009 bis 
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2009/2010 um 8,8 Ofo, weil die Vertragspartner einen neuen Kollektiv­
vertrag für das Orchester vereinbart hatten, der ab I. September 2009 
höhere Bezüge der Orchestermitglieder vorsah. Die Anzahl der Vor­
stellungs- und Probendienste der Orchestermitglieder der Volksoper 
Wien stieg 2009/2010 um 10,0"10 gegenüber dem Vorjahr. 

(6) Die Personalaufwendungen je Chorrnitglied der Volksoper Wien 
waren im Durchschnitt des Zeitraums von 2007/2008 bis 2009/2010 um 
32,7 "10 höher als jene der Komischen Oper Berlin. Dies war zum Teil 
auf die seit 2003 unterbliebene Anpassung der tarifvertraglich gere­
gelten Bezüge der Chormitglieder der Komischen Oper Berlin zurück­
zuführen, vorwiegend jedoch auf die insgesamt höheren Bezüge der 
Chormitglieder der Volksoper Wien . 

Die Bundestheater- Holding GmbH hatte im Unternehmenskonzept 
aus dem Jahr 2000 festgehalten , dass die Personalaufwendungen 
für Chormitglieder der Volksoper Wien relativ hoch waren und dies 
auf das Gehaltsschema zurückgeführt, aber auch auf eine umfang­
reiche Anrechnung von Vordienstzeiten zur Erreichung einer höheren 
Gehaltsstufe bereits beim Eintritt in die Volksoper Wien. Im Jahr 2004 
vereinbarten die Vertrags partner einen neuen Kollektivvertrag für die 
Chormitglieder der Volksoper Wien, der eine geringere Anrechnung 
von Vordienstzeiten vorsah; 2009/2010 galten diese Rege.lungenjedoch 
nur für rd. 26,6 Ofo der Chormitglieder. 

Die Chormitglieder der Volksoper Wien wirkten 2007/2008 durch­
schnittlich an 125,2008/2009 durchschnittlich an 133 und 2009/2010 
durchschnittlich an 130 Vorstellungen mit. Die Komische Oper Berlin 
führte keine Aufzeichnungen über den Leistungsumfang ihrer Chor­
mitglieder, so dass kein diesbezüglicher Vergleich mit der Volksoper 
Wien möglich war. 

6.2 Der RH fasste zusammen, dass das Ensemble der Volksoper Wien um 
75,4 Oio und der Chor um 8,3 Ofo im Vergleich zur Komischen Oper 
Berlin größer, das Orchester hingegen um 4,4 "10 kleiner als jenes der 
Komischen Oper Berlin war. 

Der RH wies darauf hin, dass neben höheren Personalaufwendungen 
für Ensemble und Orchester insbesondere die Personalaufwendungen 
je Chormitglied bei der Volksoper Wien durchschnittlich um 32,7 Oio 

höher waren als bei der Komischen Oper Berlin. Der RH empfahl der 
Volksoper Wien, ei ne Reduktion der Personalaufwendungen je Chor­
mitglied anzustreben. 
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Da jedoch die Komische Oper Berlin keine Aufzeichnungen über den 
leistungsumfang der Chormitglieder führte, war ein diesbezüglicher 
Vergleich mit der Volksoper Wien nicht möglich. 

6.3 Laut Stellungnahme der Volksoper Wien sei beim Abschluss des Kol­
lekl'ivvertrags für Chormilglieder im Jahr 2004 die Chorstärke bei 
gleichem Leistungsumjang des Chors um fünj Stellen reduziert wor­
den , wodurch sich der Leistungsumjang je Mitglied erhöht habe. Dies 
führe zu eiller nachhaltigen Einsparung von 7 0(0 der Personalkosten. 
Die Reduktion der Gesamtkosten des Chors spiegle sich jedoch nicht 
in den durchschnittlichen Bezügen der Chormitglieder der Volksoper 
Wien wider. 

6.4 Der RH hielt fest, dass erst 2004 ein neuer Kollektivvertrag für Chor­
mitglieder abgeschlossen wurde, obwohl die Bundestheater-Hol­
ding GmbH im Untemehmenskonzept aus dem Jahr 2000 festgehalten 
hatte, dass die Personalaufwendungen für Chormitglieder der Volks­
oper Wien relativ hoch waren. 

Im Hinblick auf die im Vergleich mit der Komischen Oper Berlin deut­
lich höheren Personalaufwendungen je Chormitglied bei der Volks­
oper Wien bekräftigte der RH daher seine Empfehlung, weitere Ein­
sparungsmaßnahmen zu erzielen . 

7.1 (1) Zu den nicht-künstlerischen Aufgaben der Volksoper Wien und 
der Komischen Oper Berlin zählte der RH all jene Aufgaben, die zur 
Aufrechterhaltung des Theaterbetriebs notwendig waren. Dies waren 
technische Aufgaben im weitesten Sinne (z.B. Reinigung, Feuerwehr, 
lager- und Transportleistungen, IT), Verwaltungsaufgaben (z.B. Mar­
keting, Kartenverkauf und -vertrieb, Rechnungswesen) und sonstige 
Aufgaben (z.B. Publikumsdienst). 

(2) In der folgenden Tabelle stellte der RH dar, weIche Einrichtung die 
jeweilige nicht- künstlerische Aufgabe der Volksoper Wien und der 
Komischen Oper Berlin tatsächlich vorwiegend erfüllte, hielt fest, wei­
che Einrichtung aufgrund der Rechtsgrundlage für die Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe zuständig war und vermerkte, bei weIchen Aufga­
ben die Erfüllung vollständig an Dritte (Outsourcing) übertragen war. 
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Tabelle 3: Zuständigkeiten für die Erfüllung nicht-künstlerischer Aufgaben 

nlcht-künltlerische 

und Transport-

lintrirlpr MitteL 

Gebäudeverwaltung, 
InstandhaLtung Gebäude 

Volkloper ART for ART 
Wien The.t.r-

service 
GmbH 

legende: 
I tatsächtliche vorwiegende Aufgabenerfüllung 
§ zuständig für die Aufgabenerfüllung aufgrund der jeweiligen Rechtsgrundlage 
o vollständiges oder überwiegendes Outsourcing an Dritte 

Quellen: RH; Rechnungshof von BerUn 

Bund 2013/7 

(3) Die Erfüllung der meisten nicht-künstlerischen Aufgaben der 
Volksoper Wien erfoLgte durch eigenes PersonaL, durch die ART for ART 
Theaterservice GmbH oder durch die Bundestheater- Holding GmbH. 
Die Volksoper Wien beauftragte ein drittes Unternehmen (Outsourcing) 
mit dem Publikumsdienst. 

(4) Die Erfüllung der nicht- künstlerischen Aufgaben der Komischen 
Oper Berlin erfolgte durch eigenes Personal oder durch eine zentrale 
Serviceeinheit der Stiftung Oper in Berlin. Die Komische Oper Berlin 
beauftragte dritte Unternehmen (Reinigung, Publikumsdienst, Feuer­
wehr, Kartenvertrieb). 
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(5) Die Rechtsgrundlagen der Volksoper Wien und der Komischen Oper 
Berlin regelten die Zuständigkeit für die Erfüllung nicht-künstlerischer 
Aufgaben unterschiedlich. Jene nicht-künstlerischen Aufgaben, für die 
keine Zuständigkeit in den Rechtsgrundlagen geregelt war, waren bei 
der Volksoper Wien und der Komischen Oper Berlin ebenfalls unter­
schiedlich verteilt. 

Die Komische Oper Berlin übertrug mehr nicht- künstlerische Auf­
gaben an dritte Unternehmen (Outsourcing) als die Volksoper Wien. 

7.2 Der RH zeigte auf, dass die Zuständigkeit für die Erfüllung nicht-künst­
lerischer Aufgaben bei der Volksoper Wien und der Komischen Oper 
Berlin unterschiedlich geregelt war. Die Personal- und Sachaufwen­
dungen hiefür fielen bei mehreren Unternehmen bzw. Betrieben an, 
was einen unmittelbaren Vergleich der Aufwendungen für die Erfül­
lung nicht-künstlerischer Aufgaben unterband. 

8 Das Eigentum, die Nutzung und die Instandhaltung der Theaterge­
bäude waren bei der Volksoper Wien und bei der Komischen Oper Ber­
lin unterschiedlich gestaltet: 

Tabelle 4: Eigentum, Nutzung und Instandhaltung der Theatergebäude 

Fruchtntt8er 

Nutzer 

Inltlndllltter 

Bund 

GmbH 

Volksoper Wien (entgeltUch) 

Bundestheater-Holding GmbH 
ART for ART Theaterservlce-GmbH 
Volksoper Wien 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 
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Während der Bund auch nach der 1999 erfolgten Gründung der Bun­
destheater-Holding GmbH Eigentümer des Theatergebäudes der Volks­
oper Wien blieb, übertrug das Land Berlin 2004 das Eigentum am Thea­
tergebäude der Komischen Oper Berlin an die Stiftung Oper in Berlin. 

Der Bund übertrug 1999 den unentgeltlichen Fruchtgenuss am Thea­
tergebäude der Volksoper Wien an die Bundestheater-Holding GmbH, 
die dieses an die Volksoper Wien entgeltlich vermietete. Die Aufwen­
dungen der Volksoper Wien enthielten daher die an die Bundesthea­
ter-Holding GmbH geleisteten Mietzahlungen. Da die Komische Oper 
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BMU 
Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -

Komische Oper Berlin 

Berlin ein rechtlich unselbständiger Betrieb der Stiftung Oper in Ber­
lin war, hatte sie für die Nutzung des im Eigentum der Stiftung Oper 
in Berlin stehenden Theatergebäudes kein Entgelt zu entrichten. 

9.1 (I) Der RH verglich die Anzahl der Vorstellungen sowie der angebo­
tenen, besetzten und bezahlten Plätze der Volksoper Wien mit jenen 
der Komischen Oper Berlin und errechnete daraus die folgenden Kenn ­
zahlen: 

473 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original) 77 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



.... .... .... 

'" c 
:::I 
e. 
N 
0 .... 
"" ...... .... 

Tabelle 5: Vorstellungen, Auslastung und Erlöse 

2007/200111 2008/200911 2009/2010 

!JI 29 1~ 28 

!1u~ 
- ----- 1-;;j1 119 11 131 

I ~~~~~ !~'~'Io&HoI~' "'~II.III:UI ~I 122 11 126 I. 139 

Rundungsdifferenzen möglich 
auf ganze EU R gerundet 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berli" 
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(2) Die Anzahl der Vorstellungen der Volksoper Wien war 2007/2008 
(261 Vorstellungen) und 2008/2009 (260 Vorstellungen) nahezu gleich 
wie die Anzahl der Vorstellungen der Komischen Oper Berlin 2008 
(256 Vorstellungen) und 2009 (258 Vorstellungen). Die Anzahl der 
Vorstellungen der Volksoper Wien stieg 2009/2010 auf 275, weil sie 
ab diesem Jahr eine neue Vorstellungsreihe im Foyer anbot. Bei der 
Komischen Oper Berlin sank 20 10 die Anzahl der Vorstellungen, weil 
sie in diesem Jahr das Opernhaus häufIger an das Staatsballett Ber­
lin vermietete. 

Bei der Volksoper Wien fanden im überprüften Zeitraum sieben bis 
acht Premieren jährlich statt, bei der Komischen Oper Berlin sechs bis 
sieben. Die Volksoper Wien führte 2007/2008 ein Gastspiel in Japan 
mit elf Vorstellungen durch, die Komische Oper Berlin 2008 zwei Gast­
spiele in Basel und Mannheim mit insgesamt vier Vorstellungen. 

(3) Die Anzahl der angebotenen Plätze war bei der Volksoper Wien auch 
deshalb höher als bei der Komischen Oper Berlin, weil ihr Zuschauer­
raum um 12,4 0J0 mehr Publikum fasste als jener der Komischen Oper 
Berlin. 

(4) Die Auslastung der besetzten Plätze war bei der Volksoper Wien 
höher als bei der Komischen Oper Berlin, sank jedoch bei der Volksoper 
Wien von 2007/2008 bis 2009/20 10 von 85,0 0J0 auf80,4 % und bei der 
Komischen Oper Berlin von 65,4 0J0 (2008) auf 64,6 0J0 (2010). Die Auslas­
tung der bezahlten Plätze war bei der Volksoper Wien ebenfalls höher 
als bei der Komischen Oper Berlin, sank jedoch bei der Volksoper Wien 
von 2007/2008 bis 2009/20 10 von 80,4 0J0 auf75,8 OJo, während sie bei 
der Komischen Oper Berlin von 55,2 0J0 (2008) auf 56,5 0J0 (2010) stieg. 

(5) Die Volksoper Wien erzielte 2009/2010 7,45 Mio. EUR an Erlösen 
aus dem Kartenverkauf, die Komische Oper Berlin 20 10 3,46 Mio. EUR. 
Die Komische Oper Berlin begründete dies mit ihrem Selbstverständ­
nis als zeitgemäßes, lebendiges Musiktheater, das neue Sichtweisen 
präsentiere. Dadurch würden nicht alle Besucherkreise gleicherma­
ßen angesprochen. 

(6) Die Ertragsauslastung und der Durchschnittserlös je bezahlten Platz 
der Volksoper Wien waren 2009/2010 mit 57,3 0J0 bzw. 28 EUR höher 
als jene der Komischen Oper Berlin 2010 mit 39,4 0J0 bzw. 24 EUR. Die 
Komische Oper Berlin gab dazu bekannt, dass es aufgrund der von 
Wien unterschiedlichen regionalen und sozialen Strukturen in Berlin 
nur begrenzte Möglichkeiten gäbe, die Kartenpreise zu erhöhen. Die 
Ertragsauslastung der Volksoper Wien sank jedoch von 2007/2008 
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bis 2009/2010 von 65,3 Ofo auf 57,3 Ofo und der Durchschnittserlös je 

bezahlten Platz von 29 EUR auf 28 EUR. 

(7) Die Volksoper Wien erhielt 2009/2010 mit 36,48 Mio. EUR einen 

höheren Zuschuss aus öffentlichen Mitteln als die Komische Oper Ber­
lin (2010: 30,84 Mio. EUR). Der Zuschuss aus öffentlichen Mitteln 

je angebotenen, besetzten und bezahlten Platz stieg sowohl bei der 
Volksoper Wien als auch bei der Komischen Oper Berlin, war bei der 

Volksoper Wien jedoch geringer als bei der Komischen Oper Berlin. 
So erhielt die Volksoper Wien 2009/2010 einen Zuschuss aus öffentli­

chen Mitteln je bezahlten Platz von 139 EUR, die Komische Oper Ber­

lin 2010 von 212 EUR. 

9.2 Der RH fasste zusammen, dass alle Auslastungs- und Erlöskenn­

zahlen bei der Volksoper Wien günstigere Werte aufwiesen als bei der 
Komischen Oper Berlin. Er wies jedoch darauf hin, dass die Auslas­

tung der bezahlten Plätze bei der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 

2009/2010 von 80,4 Ofo auf75,8 "10 sank, wogegen sie bei der Komischen 
Oper Berlin von 2008 bis 2010 von 55,2 "10 auf 56,5 Ofo stieg. 

Der RH empfahl der Volksoper Wien - auch im Hinblick auf den 

Zuschuss aus öffentlichen Mitteln -, die Auslastung der bezahlten 

Plätze zu verbessern. 

10.1 (1) Die besetzten Plätze der Volksoper Wien und der Komischen Oper 

Berlin verteilten sich auf die Kartenkategorien Vollpreiskarten, ermä­

ßigte Karten und unentgeltlich abgegebene Karten wie folgt: 
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Tabelle 6: Anteil der Vollpreiskarten, der ermäßigten und unentgeltlich abgegebenen 
Karten an den besetzten Plätzen 

Wien 

5,4 

1 Rundungsdifferenzen mögLich 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 

Bund 2013/7 

Der Anteil der Vollpreiskarten und der ermäßigten Karten an den besetz­
ten Plätzen sank bei der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/20 10 
von 94,6 % auf 94,2 %, war aber höher als bei der Komischen Oper 
Berlin (2008 bis 20 10: 84,4 % bis 87,5 %). Dabei sank der Anteil der 

Vollpreiskarten an den besetzten Plätzen bei der Volksoper Wien um 

9,8 %, der Anteil der ermäßigten Karten stieg um 11,0 %. Der Anteil 
der unentgeltlich abgegebenen Karten stieg bei der Volksoper Wien von 
2007/2008 bis 2009/2010 von 5,4 % auf 5,8 %,jener bei der Komischen 

Oper Berlin sank von 2008 bis 2010 von 15,6 % auf 12,5 %. 

(2) Die Volksoper Wien und die Komische Oper Berlin verkauften ermä­
ßigte oder ga ben un entgeltliche Karten wie folgt ab : 
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ermlßlgte Karten 

unentgeltUch ab- Frelklrten 
gegebene Karten 

- Abonnements, Zyklen, 
Wlhlabonnements 

- Kinder, Schüler, Studenten, 
Theater der Jugend 

- Senioren 
- RoUstuhl- und RoUstuhl-

beglelterklrten 
- Regleklrten 
- Presseregiekarten 
- sonstige, Gruppen- und 

Arbeltslosenklrten 

In Kooperatlonsklrten und 
DIenstkarten enthalten 

- Presse 

Kooperatlonsklrten - Lehrer 
- GewinnspielteIlnehmer 
- Sponsorenkarten (lufgrund 

vertraglicher Vereinbarung) 

Dienstklrten 4ir-;;~rde IPolbfli. Feuer-

(In 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 
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Die Kartenkategorien e.rmäßigte und unentgeltlich abgegebene Karten 
setzten sich bei der Volksoper Wien und der Komischen Oper Berlin 
unterschiedlich zusammen. 

(3) Die Volksoper Wien und die Komische Oper Berlin verkauften die 
fol gende Anzahl an ermäßigten Karten: 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)82 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



BMUKK I R -
H 
Besetzte Plätze nach Kartenkategorien Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -

Komische Oper BerUn 

Tabelle 8: Anzahl ermäßigter Karten 

Abonnements. 
Zyklen. Wahl-
abonnements 

SchUler, 
Studenten, Kinder, 

Sonstige. Gruppen-, 
Arbeitslosenkarten 

34.435 

27.465 

641 

42.965 

UUM 

Wien 

40.985 40.974 

20.589 33.813 

704 666 

41.477 33.184 

legende: Kartenkategode nicht vorhanden oder in anderer Kartenkategorie enthalten (siehe Tabelle 1) 

Quellen: RH; Rechnungshof von Berlin 

Bund 2013/7 

Bei der Volksoper Wien stieg die Anzahl der verkauften Karten für Abon­

nements, Zyklen und Wahlabonnements von 2007/2008 bis 2009/2010 
um 19,0 <\b. Diese Karten stellten von 2007/2008 bis 2009/2010 durch­
schnittlich 30,3 <\b der ermäßigten Karten bzw. 13,7 <\b der verkauften 

Karten insgesamt dar. Die Komische Oper Berlin verkaufte Abonne­
ments für ihre Sinfoniekonzerte, jedoch keine Abonnements, Zyklen 

oder Wahlabonnements für szenische Aufführungen. Die Komische 
Oper Berlin begründete dies mit dem Umstand, dass ihr Publikum 

diese Abonnements nicht nachfrage und der Verkauf dieser Karten das 
Angebot an einzeln kaufbaren Karten einschränke. 

Neben den verkauften Karten für Abonnements, Zyklen und WahJabon­

nements stieg bei der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 
auch die Anzahl der verkauften Karten für Schüler, Studenten, Kinder, 
Schü lergruppen und das Theater der Jugend um 23, 1 <\b. Die Anzahl der 

verkauften Regiekarten stieg bei der Volksoper Wien von 2007/2008 

bis 2009/2010 um 36,9 <\b. 
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Sum .... FnI-. 
Koopel'ltloftl- und 
DlHItbrt8n 

Bei der Komischen Oper Berlin sank die Anzahl der ermäßigten Kar­
ten von 2008 bis 2010 geringfügig, weil sie weniger ermäßigte Kar­
ten an Besucherorganisationen - wie z.B. den Verein der Theaterge­
meinde und des Theaterclubs - verkaufte. 

(4) Die Volksoper Wien und die Komische Oper Berlin gaben die fol ­
gende Anzahl unentgeltlicher Karten ab: 

legende: Kartenkategorie nicht vorhanden oder in anderer Kartenkategorie enthalten (siehe Tabelte 7) 

Quellen: RH; Rechnungshof von BerUn 

480 

Die Anzahl der unentgeltlich abgegebenen Karten stieg bei der Volks­
oper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 von 15.627 auf 16.178 oder 
um 3.5 %, demgegenüber sank sie bei der Komischen Oper Berlin von 
2008 bis 2010 von 28.262 auf 20.764 oder um 26.5 %. 

Die Kartenkategorien Kooperations- und Dienstkarten der Volksoper 
Wien setzten sich nahezu gleich zusammen wie die Kartenkatego­
rien Frei- und Kooperationskarten der Komischen Oper Berlin (siehe 
Tabelle 7). Während bei der Volksoper Wien die Anzahl der unentgelt­
lich abgegebenen Kooperations- und Dienstkarten von 2007/2008 bis 
2009/2010 von 14.159 auf 15.072 oder um 6,4 % stieg, sank bei der 
Komischen Oper Berlin die Anzahl der Frei- und Kooperationskar­
ten. zu denen auch die Dienstkarten zählten, von 2008 bis 2010 von 
26.959 auf 19.506 oder um 27,6 %. 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)84 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R -
H BMU 
Besetzte Plätze nach Kartenkategorien Kennzahlenvergleich Volksoper Wien -

Komische Oper Berlin 

Bund 2013/7 

10.2 Der RH fasste zusammen, dass der Anteil von Vollpreiskarten und 
ermäßigten Karten an den besetzten Plätzen bei der Volksoper Wien 
höher war als bei der Komischen Oper Berlin. 

Der RH hob positiv hervor, dass 2009/2010 der Anteil unentgeltlich 
abgegebener Karten bei der Volksoper Wien geringer war als bei der 
Komischen Oper Berlin. Er wies jedoch darauf hin, dass di e Anzahl 
der unentgeltlich abgegebenen Kooperations- und Dienstkarten bei 
der Volksoper Wien von 2007/2008 bis 2009/2010 von 14.159 auf 
15.072 oder um 6,4 Dio stieg, während bei der Komischen Oper Ber­
lin die Anzahl der Frei- und Kooperationskarten - zu denen auch die 
Dienstkarten zählten - von 2008 bis 2010 von 26.959 auf 19.506 oder 
um 27,6 Dio sank. 

Der RH empfahl der Volksoper Wien, den Verkauf von Regiekarten 
und die Abgabe von unentgeltlichen Kooperations- und Dienstkarten 
restriktiver zu handhaben. 

10.3 Laut Stellungnahme der Volksoper Wien erfolge die Vergabe von Ko­
operations- und Dienstkarten nach strengen Kriterien. Diese Karten ­
kategorien würden u.a. die vertraglich fixierten KartenjUr Mitarbeiter, 
die Karte/ljUr den diensthabenden Arzt sowie Polizei und Baupolizei, 
Karten jUr Begleit/ehrer von Schulklassen, Karten aus Gewinnspielen 
sowie die Karten jUr Verlage enthalten. 

10.4 Der RH wies erneut darauf hin, dass der Anteil ermäßigter Karten an 
den besetzten Plätzen höher war als bei der Komischen Oper Berlin und 
bekräftigte seine Empfehlung, den Verkauf von Regiekarten und die 
Abgabe von unentgeltlichen Kooperations- und Dienstkarten restrik­
tiver zu handhaben. Sponsoren sollten keine unentgeltlichen Karten , 
sondern allenfalls ein Vorbezugsrecht eingeräumt erhalten. Weiters 
sollte eine Reduzierung der Anzahl der Behördensitze angestrebt wer­
den .2 

2 vgl. Bericht des RH "Salzburger FestspielfondsM, Reihe Bund 20 12/1, TZ 30 und 31, 
5.89 r. 
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11 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an die Volks­
oper Wien hervor: 

(I) Eine Reduktion der PersonaJaufwendungenje Chormitglied wäre 
anzustreben. (TZ 6) 

(2) Die Auslastung der bezahlten Plätze wäre - auch im Hinblick 
auf den Zuschuss aus öffentlichen Mitteln - zu verbessern. (TZ 9) 

(3) Der Verkauf von Regiekarten und die Abgabe von unentgelt­
lichen Kooperations- und Dienstkarten wären restriktiver zu hand­
haben. (TZ 10) 
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Bund 2013/7 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

des überprüften Unternehmens 

Anmerkung : 

BMUKK I 
ANHANG 

Entscheidungsträger 

im Amt befIndliche Entscheidungsträger in Blaudruck 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Geschäftsführung 

Bund 2013/7 

Volksoper Wien GmbH 

Dr. Georg SPRlNGER 

(seit 10. Juli 1999) 

Dr. Vi ktoria KI CKlNG ER 

(seit 24. November 2004) 

Rober! MEYER 
(seit I. September 2007) 

Mag. Christoph LADSTÄTIER 

(seit I. September 2007) 

BMUKK I 
ANHANG 

Entscheidungsträger 
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Bericht 
des Rechnungshofes 

PLanungs- , Budgetierungs- und ControLL;ng-TooL 

des Bundes; FoLLow-up-Überprüfung 
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BMF 
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bzw. 
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lT 

Mio. 
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RH 
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beziehungsweise 
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Planungs- , Budgetierungs- und Controlling-Tool des Bundes 

Rechnungshof 
rund 
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KURZFASSUNG 

Bund 2013/7 

BMF I 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Planungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool 
des Bundes; Follow-up-Überprüfung 

Das BMF setzte alle Empfehlungen des RH, die er zum Thema "Pla­
nungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool des Bundes" im 
Jahr 2010 (Reihe Bund 2010/10) veröffentlicht hatte, um. 

Durch die Verwirklichung der Empfehlungen des RH konnte die kom­
plexe Systemarchitektur für diese IT -Applikation vereinfacht und 
damit bei den Betriebskosten Einsparungen von rd. 650.000 EUR 
jährlich enielt werden. 

Prüfungsziel 

Ziel der Follow- up- Überprüfung der IT - Applikation "Planungs-, 
Budgetierungs- und Controlling-Tool" (Applikation PBcr) im BMF 
war es, die Umsetzung der Empfehlungen zu beurteilen, die der 
RH bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprüfung abgegeben 
hatte. (TZ 1) 

Betriebskosten und Systemarchitektur 

Der Empfehlung des RH entsprechend konnte das BMF durch Ver­
einfachung in der Systemarchitektur der Applikation PBcr Einspa­
rungen bei den Betriebskosten von rd . 54.000 EUR monatlich bzw. 
rd. 650.000 EUR jährlich erzielen. (TZ 2) 

Einbindung der Applikation PBcr in die Budgeterstellung 

Das BMF setzte die Empfehlung des RH, weitere am Budgeterstel­
lungs- und Budgetvollziehungsprozess beteiligte Systeme in die 
Applikation PBcr zu integrieren, mit wirtschaftlich vertretbarem 
Aufwand um. (TZ 3) 
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BundesfInanzrahmengesetz 

Der Empfehlung des RH, neue Anforderungen für den Vollzug des 
Bundesfmanzrahmengesetzes in der Applikation PBcr im Rahmen 
des Projektes "Haushaltsrechtsreform 2" zu erfüllen, kam das BMF 
nach. (TZ 4) 

Dateneingabe auf Ebene der FinanzsteIlen 

Das BMF setzte die Empfehlung des RH, bei allen Ressorts die Daten­
eingabe auf Ebene der FinanzsteIlen zu ermöglichen, um; andere 
Eingabestrukturen waren nicht mehr verfügbar. (TZ 5) 

Projektbudget 

In Umsetzung der Empfehlung des RH wurden weisungsgemäß Pro­
jektbudgets quartalsweise im jeweiligen Steuerungsgremium geneh­
migt und im Sinne der Nachvollziehbarkeit und Transpare.nz im 
ELAK dokumentiert. (TZ 6) 

Systemvorentscheidung und Ausschreibung 

Der Intention der RH-Empfehlung entsprechend richtete das BMF 
für Vergabeverfahren von Spezialsoftware einen Prozess zur Durch­
führung von Vorstudien und zur Schaffung eines Bewertungsver­
fahrens unter Berücksichtigung der Einbindung in bestehende IT­
Systeme als Entscheidungsgrundlage ein. (TZ 7) 

Der Empfehlung des RH, Systementscheidungen zu begründen und 
zu dokumentieren, kam das BMF durch die Festschreibung eines 
defmierten und dokumentierten Prozesses und einer verbesserten 
Form einer Kosten-/Nutzenanalyse im Projektmanagementhand­
buch nach. (TZ 8) 

Interne Personalkosten 

Die Empfehlung des RH, bei Projekten auch die internen Personal­
kosten zu dokumentieren, zu budgetieren und im Projektcontrol­
ling zu erfassen, setzte das BMF um. (TZ 9) 
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Planungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool 
des Bundes; Follow-up-Überprüfung 

Kenndaten zur IT -Applikation "Planungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool des Bundes" (PBCT) 

Projektvorphase (Prototyp) 2003 bis 2005 

Beginn Projekt PBn (Budgetierung, Controlling) September 2005 

Produktivsetzung PBCT-Controlling Juli 2007 

Produktivsetzung PBCT- Budgetierung einschließlich Haushalts- Juli 2008 rechtsreform, Etappe 1 

bis eln- 2010 2011 2012 schlfeßllch 2009 

in Mio. EUR 

Gesamtausgaben 
IT-Vorhaben PBCT 8,84 1,55 1,03 1.41 

Betriebskosten erstes 
Betriebsjahr 
(August 2008 bis Juli 2009) 

1,02 

in 1.000 EUR 

jährliche Betriebskosten 938 585 471 5811 

davon 

für PBCT neu von Juni bis 
1442 

Dezember 2012 

Anzahl 

beschaffte Lizenzen 550 

verwendete Lizenzen (User) 348 3783 4083 440 

1 Betriebskosten für den teilweisen Parallelbetrieb pan alt und peCT neu 
2 einschließlich Lizenzkosten 
) Anzahl der Lizenzen für 2010 und 2011 vom BMF interpoliert 

Quellen: BMF; RH 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bund 2013/7 

1 Der RH überprüfte im November und Dezember 2012 beim BMF die 
Umsetzung jener Empfehlungen, die er bei einer vorangegangenen 
Gebarungsüberprüfung zum Thema .. Planungs-, Budgetierungs- und 
Controlling-Tool des Bundes" (Applikation PBCT) abgegeben hatte. Der 
in der Reihe Bund 20 l0/10 veröffentlichte Bericht wird in der Folge 
als Vorbericht bezeichnet. 

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfehlungen 
deren Umsetzungsstand bei den überprüften SteBen nachgefragt. Das 
Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens hatte er in seinem Bericht Reihe 
Bund 20 11 /13 veröffentlicht. 
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Der RH übermittelte das Prüfungsergebnis im April 2013 an das BMF. 
Das BMF teilte im Juni 2013 mit, dazu keine Stellungnahme abzuge­
ben, womit sich auch eine Gegenäußerung des RH erübrigte. 

2.1 (I) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 8) den geringen Nutzungs­
grad festgestellt und dem BMF empfohlen, auf Grundlage noch vor­
zunehmender Messungen der SystemJast sowie durch Abschluss einer 
neuen Leistungs- und Verfügbarkeitsvereinbarung (zwischen dem BMF 
und der Bundesrechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(BRZ)) die komplexe Systemarchitektur zu vereinfachen und nachfol­
gend die Betriebskosten zu senken. 

(2) Das BMF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Applika­
tion PBcr nicht nur im Zeitraum der Budgeterstellung zu nutzen sei, 
weil wesentlich mehr Funktionen vorlägen. Ferner würde die Perfor­
mance und Usability bei der Budgetplanung und -bereitstellung sowie 
beim Budgetcontrolling genutzt werden. 

(3) Der RH stell te nunmehr fest, dass die komplexe Systemarchitektur 
für die Applikation PBcr durch geänderte Anwendungsmodelle ver­
einfacht wurde: die Anzahl der Server wurde von 22 auf 12 verrin­
gert. Das BMF errechnete für die Jahre 2008 und 2009 einen Mittelwert 
der monatlichen Betriebskosten von rd. 78.000 EUR. Für das zweite 
Halbjahr 2012 ergaben sich durchschnittliche monatliche Betriebskos­
ten von rd. 24.000 EUR. Dadurch ergaben sich Einsparungen von rd. 
54.000 EUR pro Monat bzw. rd. 650.000 EUR pro Jahr. Eine Verein­
barung über die Leistungsparameter (Service- Level- Agreement) mit 
der BRZ war in Ausarbeitung. 

Lastmessungen des Systems ergaben, dass das System in den Perio­
den der Spitzenbelastung ausreichend dimensioniert war und Spitzen­
lasten über das Jahr verteilt auftraten. 

2.2 Das BMF setzte die Empfehlung des RH durch die neuen technischen 
und mittels organisatorischer Rahmenbedingungen um, wodurch die 
komplexe Systemarchitektur vereinfacht und bei den Betriebskosten 
Einsparungen von rd. 650.000 EUR j ährlich erzielt werden konnten. 
Lastmessungen wurden durchgeführt, und Spitzenlasten traten über 
das Jahr verteilt auf. 
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Einbindung der 
Applikation PBCT in 
die Budgeterstel­
lung 

Bundesfinanz­
rahmengesetz 

Bund 2013/7 

Planungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool 
des Bundes; Follow-up-Überprüfung 

3.1 (I) Der RH hatte dem BMF in seinem Vorbericht (TZ IO) empfohlen zu 
untersuchen, ob die Integration der am Budgeterstellungsprozess betei­
ligten Systeme mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand erhöht wer­
den könnte, weil die Applikation PBCT entgegen den ursprünglichen 
Anforderungen nur in Teilabschnitten des Gesamtprozesses der Bud­
geterstellung integriert war. 

(2) Das BMF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass das künf­
tige Aufgabengebiet der Applikation PBCT nicht nur die Budgetierung 
und das monatliche Budgetcontrolling umfasse, sondern auch bei der 
Erstellung des Bundesfmanzrahmengesetzes sowie bei der Budget­
korrekturphase Anwendung nndet. Die Funktion, mit der die Investi­
tionsveranschlagung in der Applikation PBCT automatisiert aus dem 
Finanzierungsvoranschlag erstellt wird, sei ebenfalls bereits umge­
setzt. Das gesamte als . Gegenstromverfahren" bezeichnete Prozedere, 
in dem das BMF die verfügbaren Finanzmittel letztlich zuteilte, sei in 
der Applikation PBCT integriert und als Applikation des Großrech­
ners eingestellt worden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Budgetunterlagen nunmehr 
aus der Applikation PBCT gewonnen und dort tagesaktuell ganzjährig 
für die Fachabteilungen des BMF und die haushaltsleitenden Organe 
ersichtlich wurden. Eine parallele Applikation für die Budgetplanung 
am Großrechner bestand nicht mehr, wodurch die Integration der am 
Budgeterstellungsprozess beteiligten Systeme mit wirtschaftlich ver­
tretba rem Aufwand erhöht werden konnte. 

3.2 Das BMF setzte somit die Empfehlung des RH um, weil es bisher 
getrennt am Budgeterstellungs- und Budgetvollziehungsprozess betei­
ligte Applikationen in das PBCT übernahm und damit die Integra­
tion paralleler Applikationen mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand 
durchführte. 

4.1 (I) Der RH hatte dem BMF in seinem Vorbericht (TZ 12) empfohlen, 
den Vollzug des Bundesfmanzrahmengesetzes in der Applikation PBCT 
spätestens mit Umsetzung der zweiten Etappe der Haushaltsrechtsre­
form zu ermöglichen. 

(2) Das BMF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Inte­
gration des Bundesfmanzrahmengesetzes in der Applikation PBCT im 
Rahmen des Projektes .Haushaltsrechtsreform 2" durchgeführt wor­
den sei. Das BMF hatte Funktionalitäten, die das Bundesfmanzrahmen­
gesetz erforderlich machten, in der Applikation PBCT berücksichtigt. 
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Dateneingabe auf 
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Projektbudget und 
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(3) Der RH stellte nunmehr fest. dass die Anforderungen des Bundes­
finanzrahmengesetzes für den Vollzug des Bundeshaushaltsgesetzes 
in der Applikation PBcr im Rahmen des Projekts "Haushaltsrechtsre­
form 2" beachtet wurden. 

4.2 Das BMF setzte die Empfehlung des RH um, weil nunmehr auch der 
Vollzug des Bundesfmanzrahmengesetzes in der Applikation PBcr 
Berücksichtigung fand. 

5.1 (I) Der RH hatte dem BMF in seinem Vorbericht (TZ 10) empfohlen zu 
untersuchen, ob die Dateneingabe im Rahmen des endgültigen Bud­
gets in allen Ressorts auf Ebene der FinanzsteIlen in der Applikation 
PBcr wirtschaftlich möglich sei, um diese Eingabeform künftig ver­
bindlich machen zu können und damit andere Eingabestrukturen ent­
behrlich zu machen. 

(2) Das BMF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass nunmehr 
alle Dateneingaben auf der Ebene der FinanzsteIlen möglich seien 
und dies auch so durchgeführt werde. Diese Form der Eingabe wäre 
auch verbindlich, weil andere Eingabestrukturen nicht mehr bereit­
gestellt würden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Dateneingaben aufgrund 
der neuen Eingabestrukturen auf der Ebene der FinanzsteIlen erfol­
gen mussten; andere Eingabestrukturen waren nicht mehr verfügbar. 

5.2 Mit der durchgängigen Dateneingabe auf Ebene der FinanzsteIlen setzte 
das BMF die Empfehlung des RH in wirtschaftlicher Weise um. 

6.1 (I) Der RH hatte dem BMF in seinem Vorbericht (TZ 5) empfohlen, die 
Genehmigung eines Projektbudgets künftig im Sinne der Nachvoll­
ziehbarkeit und Transparenz aktenmäßig zu dokumentieren. 

(2) Das BMF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass das Projekt­
budget quartalsweise im Rahmen des jeweiligen Steuerungsausschus­
ses genehmigt würde und die Ergebnisse anschließend im ELAK doku­
mentiert werden würden. 

(3) Der RH stell te nunmehr fest, dass die Projektbudgets nunmehr wei­
sungsgemäß quartalsweise im Rahmen des jeweiligen Steuerungsaus­
schusses genehmigt und die Ergebnisse anschließend im ELAK doku­
mentiert wurden. 

Bund 2013/7 

III-20 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 05 Hauptdok. Teil 5 (gescanntes Original)100 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)




